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Herren Sections-Chef von Böhm-Bawerk, Sections-Chef 
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d'Italie Bodio, Prof. Dr. Robert Meyer. 

Leider habe ich „Die Besteuerung der Gebäude", 
von Dr. Gustav Sodoffsky so spät erhalten, dass ich 
es nicht mehr berücksichtigen konnte. 
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Einleitung. 



Die Gebäude bilden eines der notwendigen Mittel zur 
ßedürfnissbefriedigung des Menschen ; ihre Zahl und 
Bedeutung wächst im Verhältnis zur steigenden Kultur 
eines Landes. Besonders in unseren modernen Städten ist 
der Bau von Häusern und ihre Vermietung zu einem so 
lucrativen und sicheren Geschäft geworden, dass alle 
Staaten natürlicher Weise dazu kamen , den Ertrag aus 
Häusern als eine bedeutende Steuerquelle anzusehen. 

In Oesterreich besonders bildet die Gebäudesteuer 
einen bedeutenden Bestandteil der Einnahmen des Staates 
und der Gemeinden. Diese Steuer ist so ausser Verhältnis 
zu allen andern gewachsen, dass wir es von Interesse 
hielten, diese Verschiedenheit in der Entwickelung hervor- 
zuheben. 

Die österreichische Gebäudesteuer ist eine so inte- 
ressante und in vielen Beziehungen musterhafter Art der 
Gebäudesteuer, dass wir sie zum Hauptobjekt 
Themas gewählt haben. 
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Geschichtliches. 
Wie tief in der Vergangenheit die Gebäudesteuer 
wurzelt, ist nicht leicht lest zu stellen. Nicht unter Haus- 
gulden in Kämthen im 16. Jahrhundert noch unter Auf- 
gebot Geld von jedem Hause in Nieder-Oesterreich im 
Jahre lb03 darf man erwarten, Gebäudesteuer zu finden. 
Auch Herdsteuer odej Rauchpfennige gehören nicht zur 
Kategorie der Gebäudesteuer. Von Myrbach behauptet, 
dass die Häussersteuer als reine Ertragssteuer auf 
deutschem Boden sogar älter sind, als die eigentlichen 
Grundsteuern 1). Wagner dagegen sagt, sie war früher 
wohl mehrfach näher mit den schon in den alten Vermögen- 
steuern enthaltenen Grundsteuern verbunden*). Ursprünglich 
galten alle Steuern oder Bede als rein persönliche Lasten. Erst 
die rechtliche Stellung des Besitzers entschied über die 
Besteuerung oder Freiheit des Besitzes*). Man suchte in- 
dem Vermögen nur einen Massstab, nach welchem die 
Steuerlast auf die Steuerpflichtigen verteilt werden könnte. 
Nach Zeumer wurde zu diesem Zwecke vor allem der 
Grundbesitz in Betracht gezogen. König Rudolf besteuerte 
Haus und Hof, Kulturland und Mühlenräder, Auch glaubte 

') Die Besteuerung der Oebüude und WohnQngeD in Oeaterreicb und 

deren Retoimen. Tflbingen 1886. 
') Wagner. Schönbergs Handbuch 3. Auflage Bd. S S. 246. 
') Siehe Karl Zenmer, Die deutsehe ätädteateuern. SchmoUera Forach. 

I: 2. S. 85. auch von Myrbach. S. 11. 
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man , dass wenigstens jede Familie durch Herd- oder 
Rauth-P fennige getroffen worden sei. Nirgendwo herrscht 
ein gleichmässiges Steuersystem in Deutschland bis zur 
Zeit Rudolfs von Habsburg. Es gab immer privilegierte 
Besitzer, einen fortwährenden Kampf zwischen Steuer- 
pflichtigen und Steuerfreien. Besonders die Geistlichen 
haben von jeher das Privilegium der Steuer-Frei heil 
genossen, welches sie nicht nur behalten wollten, sondern 
dieselben Privilegien auf alle zukünftigen erworbenen Güter 
ausgedehnt wissen wollten. Aber im Mittelalter waren die 
städtischen Steuern in den meisten Fällen Parifications- 
Steuern. Selten greift der Kaiser direkt in die städtische 
Verwaltung ein und legt den Einzelnen Steuern auf. Er 
verlangt einfach eine bestimmte Summe von Abgaben von 
einer Stadt, deren Bürger sie unter einander nach bestimmten 
.Massgaben verteilen. Nun , wenn ein Haus oder anderes 
Vermögen an einen Geistlichen verkauft oder verschenkt 
worden war, und er keine Steuer zahlte, natürlich um so 
viel geschwächt war die Steuerkraft der Stadt. Rudolf 
von Habsburg hat versucht, den Städten zu helfen, indem 
er die Kirche verpflichtete, auf sie vererbte oder an sie 
verkaufte Grundstücke innerhalb Jahresfrist zu verkaufen, 
doch scheint er nicht von dem Erfolg solcher Massregein 
überzeugt gewesen zu sein, denn nachher hat er die 
Bestimmung getrofien , dass alle Geistlichen von ihren 
Gütern Steuern zahlen sollen. Wenn wir von Gütern 
gesprochen haben, darf es nicht vergessen werden, dass 
die Idee von steuerpflichtigen Gütern erst auftrat 
als ein Hemmnis gegen die umsichgreifende Fluth von 
Privilegien. Jetzt sollen die Güter allein anstatt der Person 
bestimmen über die Steuer-Pflichtigkeit oder Steuer-Freiheit. 
— Was waren zu dieser Zeit steuerpflichtige Güter? 
Dieselben waren nicht überall zu derselben Zeit gleich. 
Da die Städte grösstenteils privilegierte Corpora tionen 
waren, und ihre eignen Steuern nach ihrem eigenen Ver- 
teilungsmodus auferlegten, war der Begriff selbstverständlich 
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von , steuerpflichtigen" C>Otern in fast jeder Stadt ver- 
schieden. In einer Stadt galten Weingärten , Mühlen u. s. 
w., in einer andern Kleider, Kleinodien und Häuser') als 
Objekte der Besteuerung. Trotzdem war und blieb die 
Steuer in dieser ganzen Zeit wesentlich eine Steuer nach 
dem Kapitalwert des Vermögens. Immerhin traf die 
Besteuerung einzelne Gegenstände, nicht, weil sie besonders 
eine Extraquelle (oft waren sie nur totes Vermt^en) bildeten, 
sondern weil sie die sichtbarsten Objekte, (Haus, Hof, 
Kleinodien, Kleider u. s. w.) des Vermögens des einzelnen 
Besitzers darstellten. Die Steuerbedürftigen jener Zeit 
sahen alles Vermögen als einen Steuerbesitz an, ohne 
Rücksicht, ob es eine Einnahmequelle bildete oder nicht. 
Damals galt das Haus gar nicht als ein getrenntes Steuer- 
objekt , sondern als ein Teil des ganzen Steuerbesitzes. 
Aber allmählich haben die verschiedenen Steuerquellen 
sich herausgebildet. Von Myrbach behauptet, dass schon 
im Beginne des 14. Jahrhunderts eine eigentliche Haussteuer 
sich gebildet hatte*). 

Dagegen stellte Prof. Wagner die Zeit erst im Jahre 
1567 wann an Stelle der allgemeinen Vermögenssteuer in 
Böhmen „tTut eine sogenannte Haussteuer" *). In Mähren 
ünden wir eine Steuer (im Jahre 1571 eingeführt), welche 
alle Hausbesitzer des Landes nach einem ganz gleichen 
Massstab in zwei Klasgen betraf, nämlich mit '/j Fl. auf 
dem Lande und in den Vorstädten , ferner mit 2 Fl. von 
den Häusern der K. Städte innerhalb der Ringmauern 
ohne Rücksicht auf das Erträgniss *). v. Stein behauptet, 
dass die erste selbständige Häussersteuer Europas zur Zeit 
Wm, und Mary von England entstand. (1695)5). Diese 
Steuer, sagt Voke, wurde den Aufwandssteuern zugezählt*). 

Jj Karl Zeiimer. 8. 86. ff. 
*) OebäadesKuer in Oesterreich S. 15. 
') F. W. Bd. ni. S. 87. 

*) d'Elvert, zur Oegterreichischen FinaazgeBchiuht«, Btüqii 1881 (8. 160). 
»1 Finanz. Wissenschaft. Hl. Bd. S. 120. 5. Aufl. 

*) Voke, Geschichte der Steuern des britischen Reiches. Leipzig 1866 
(S. 465). 
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Dass es im 14. u. 15. Jahrhundert eine selbständige 
Häusersteuer gab , wo man das Haus als eine Ertrags- 
oder Einnahmsquelle auffasste, läast sich nicht beweisen. 
Für einzelne Städte gab es in jenen Jahrhunderten eine 
Gebäude-Vermögenssteuer, doch kam solche Besteuerung 
nur in einzelnen Fällen und nur während einiger Jahre 
vor. Schon im Beginne des 1 4. Jahrhunderts hat man 
versucht in einzelnen Fällen die Steuer auf die verschiedenen 
Vermögens-Objekte zu verteilen, besonders in den Städten, 
welche die Centren der ÜUdung und des Forlschritts 
waren ') und was damals für die Städte im Steuerwesen 
galt, war im allgemeinen dasselbe auf dem Lande, wie 
Zeumersagt. Es gab keine Unterscheidung der städtischen 
von den ländlichen in irgend einem wesentlichen Punkte -j. 
Die Städte waren die Ausgangspunkte aller wichtigen 
Veränderungen in dem Steuerwesen, besonders in allem 
was die Häusersteuern betrifft. 

Die erste Spur des Ueberganges der Wiener Stadt- 
steuer in eine Steuer nach dem Ertrage finden wir in der 
Res. Leopold's vom 27. Okt. 1688 ^) wonach die Wiener 
Stadtsteuer nicht nach dem Anschlag, sondern nach dem 
wirklichen Ertragnis eingefordert werden solle. 

Im Jahre 1704 wurde die erste Miethsteuer auf 
österreichischem Boden eingeführt. Diese Auflage war 
dazu bestimmt, die Befestigungswerke der Stadt Wien zu 
ergänzen und zu verbessern. Alle Einwohner der Stadt 
waren in „Besitzern" und „Miether" eingeteilt. Die ersteren 
waren wieder in zwei Classen eingeteilt nnd zwar a) Frei- 
häuser, welche von je tausend Gulden Werth 1 Fl. 30 Kr. 
steuern müssen und dann b) Bürgerliche Häuser, welche 
innerhalb der Stadt lagen und von je 100 Fl. Wert 10 Fl. 
und ausserhalb 5 Fl. steuern mussten. „Miethern"' mussten, 



') siebe SchmoUer, Strassburg znr Zeit der Zaaf ikämpfe , Sirassba^ 

(l«7ö) (S. 34). 
sj SchmoUers Forsch. I, 2. (S. 36), 
'j TOD Myrbaf.h, (59). 
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wenn sie innerhalb der Stadt wohnten, von ihrem gezahlten 
Miethzins von jedem Florin 2 Kr., auserhalb der Stadt 
1 Kr, steuern'). Jene Resolution vom Jahre 1688 und die 
Patente vom Jahre 1704, beide vom Kaiser Leopold erlassen, 
bezeichneten sehr grosse Fortschritte im Häusersteuersystem. 
Sowohl weil in dem Miethssteuer-Patente es bestimmt war, 
dass diese Steuer alle Bewohner der Stadt treffen 
sollte, als auch dadurch, dass für beide Arten der Be- 
steuerung rationelle Grundlagen festgestellt oder wenigstens 
eingeleitet wurden. 

Um diese Zeit erfolgt der Uebergang von Pauschal- 
zahlung zur Zahlung direkt an die Kaiserliche Casse, d. h. 
es wurde nicht den Städten eine bestimmte Summe auf- 
erlegt, welche sie unter ihre Bürger verteilen konnten nach 
ihrem eigenen Modus , sondern der Kaiser selbst legt die 
Steuern den Einzelnen auf. Nach wenigen Jahren aber 
setzten die Stände es durch , dass mit ihnen Abkommen 
auf bestimmte Summen getroffen wurden. 

Im Jahre 1718 hat Kaiser Karl VI. das wissen- 
schaftliche , sowohl wie das praktische und das gerecht- 
fertigte Steuersystem*) auf dem neu erworbenen Territorium 
der Lombardei begonnen. Die Bestimmung über die 
Besteurung der Gebäude war nur flüchtig angedeutet, und 
die erste Steuerkommission scheint keine klare Idee darüber 
gehabt zu haben. Die zweite Commission, welche Kaiserin 
Maria Theresia im Jahre 1749 bejrief, hat darin Licht und 
Ordnung gebracht. 

Sie unterschied drei Gattungen von Gebäuden; zu der 
ersten Ctaase gehören jene, welche ihrer Natur nach ein 



') K. H. LaüK spriclu von „Uiethgeld-' aU einer Art „Lehnwnre" im 
Jahre 1539, aber über die Art nud Welse der Erbebuug ^agt er 
oichtB. Siehe „historische Entwickelunj der Teutschen Swnerver- 
ikBsiiDg" TOD Karl Heiar. Laair, Berlin ITÜ3 S. 'J4. 

■} die sogeoanote „censimento injlaoese" Eine gute Schiidetang dieses 
SjBteiDB JBt: „Mailands Steuerverfassnng" Graf Johann von Carli 
übersetzt von Wikoscb, Wien 1318; auch TaranCola, II a 
practico del cenaimento trediale nilanese, Milano 1816. 
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Einkommen abwerfen oder nutzbringende Gebäude waren, 
z. B. Mieth- und Erbzinshäuser, Bei der Veranlagung der 
Steuer war der wirkliche oder mögliche Ertrag zu Grunde 
gelegt. Die zweite Classe umfasste rentenlose Gebäude, 
unter welche die zum Betrieb des Ackerbaues dienenden 
insb. Bauernhäuser dann die Häuser, die zum Sommer- 
aufenthalt dienten , gerechnet wurden. Diese werden blos 
nach dem Flächenraum des Ackergrundes der ersten 
Bonitäts-Classe geschätzt. Zu der dritten Classe gehörten 
Kirchen, Armenhäuser, Oberhaupt öfientliche Gebäude, 
Diese Classe blieb steuerfrei. In diesem S)stem war ein 
Abzug der Erhaltungskosten gestattet. 

Dieses Steuersystem zeigt einen grossen Fortschritt 
darin, dass die Steuer auf alle liegenden Güter nach ihrem 
Wert aufgelegt wurden und dieser Wert war nicht wie 
vorher durch rohe schwankende Schätzung, sondern durcli 
genaue Vermessung und Berechnung testgestellt; auch 
dass die Erhaltungskosten berücksichtigt wurden, war ein 
Fortschritt. Dieses System war nach dem Jahre 1760 
vollendet und diente als ein Vorbild für alle Grund- und 
Gebäudesteuersysteme. Aber man darf nicht annehmen, 
dass dieses System gleich auf alle österreichischen Erb- 
länder ausgedehnt wurde. 

Zur Zeit der Kaiserin Maria Theresia war der Satz 
zu allgemeiner Anerkennung durchgedrungen, dass der 
Staat ein Recht auf die Steuer habe. Die Bewilligungs- 
rechte der Stände wurden nicht mehr berücksichtigt und 
ihre Macht wurde meistensteils ignoriert. Gestützt auf 
das Besteuerungsrecht und unter dem Einfluss der Volks- 
wirtschaftslehre war das Streben der Österreichischen 
Staatsmänner dahin gerichtet, eine gleichmässige Verteilung 
der Steuerlasten anzubahnen und das Prinzip der 
Gerechtigkeit im Steuerwesen zur Geltung zu bringen. 
Kaiserin Maria Theresia versuchte diese Prinzipien an- 
näherungsweise zu verwirklichen in ihrer Steuerrektifikation 
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vom Jahre 1748. Doch beschränkte sie sich zunächst auf 
eine teilweise Verbesserung. Die Rektifikation war nur 
eine provisorische und es waren wegen der Verschieden- 
artigkeit der Kult Urzustände in den Erbländem ganz ver- 
schiedene Normen au^estellt worden. In einigen Ländern 
blieb die Einschätzung der Gebäude in den alten Formen, 
in andern Ländern blieben sie ganz ausser Betracht 
gelassen. Im ganzen kann man sagen, dass in der Gebäude- 
steuer in den österreichischen Erbländem unter der Kaiserin 
Maria Theresia kein leitendes Prinzip zu finden ist und 
kein Fortschritt gemacht worden ist '). 

Unter Kaiser Josef II. ist die Idee der Häusersteuer 
zur völligen Anerkennung gelangt. Sein grosses Steuer- 
system beruht auf physiocratischen Prinzipien. Durch die 
Grundsteuer vor allem sollte das Volkseinkommen getroften 
werden. Aber, weil ein Teil der Erdoberfläche als Gebäude- 
grund benutzt wird, sollte die allgemeine Grundsteuer ihre 
Ergänzung in einer Gebäudesteuer finden, die nach dem 
Nutzen des Hauses festgesetzt wurde*). 

Der Nutzen sollte bestimmt sein durch den Zins, 
welchen das Gebäude abwarf oder abwerfen könnte, wenn" 
es vermietet würde. Die vom Eigentümer selbst benutzten 
Häuser sollten einem allgemeinen Haussteuercataster unter- 
liegen. Dieses Steuersystem war im wesentlichen nach der 
schon lange bestehenden Häusersteuer in Wien gebildet "). 
Man kann sagen, dass das Wienerische Steuersystem auf 
die Erbländer ausgedehnt worden. Nach dem Patente 
vom 1. September 1788 unterlagen dieser Steuer alle 
Wohnhäuser, mochten sie in einer Stadt, einem Dorfe, oder 
einem Markte liegen. In der Wienerischen Steuer, welche 
als Vorbild diente*), wer ein Unterschied gemacht zwischen 

') T. Myrbach S. 55. 

<) Reer, Staatshaushalt OoBt«rreich>Diigarn. Prag 1881. S. 34). 
=) y. Mjrbach. S. 67. 
. *) siehe Handausgabe der Ssterreichischen Oesetze and YeroidunngeD.. 
Heft 98. 5. HB. 
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Häusern, die vom Eigentümer selbst bewohnt waren, und 
wirklich vermieteten Häusern und zwar in der Weise : dass 
bei ersteren von dem Zins, welchen sie bei angenommener 
Vermietung abwerfen würden, ein Viertel in Abzug gebracht 
werden dürfte. Dagegen machte die Josefinische Gesetz- 
gebung keinen Unterschied zwischen Häusern, die wirklich 
vermietet waren, und den vom Eigentümer selbst bewohnten, 
doch für Wien war der Abzug eines Viertels von selbst 
bewohnten Häuser noch fernerhin gestattet. Andere 
Unterschiede zwischen den 2 Systemen lagen darin, dass 
bei dem Josefinischen Gesetze „Verlust an Zins' nicht 
berücksichtigt wurde, dagegen ein Abzug von 10«/(, für 
Unterhaltungs- und Amortisierungskosten gestattet war, 
femer Häuser von Bauern und Landleuten , welche nur 
vom Ackerbau lebten, von der Steuer befreit waren. In 
der grossen und durchgreifenden Steuerreform Kaiser 
Josefs war nach seinen physiocratischen Ansichten die 
Grundsteuer als Hauptobjekt der Reform angesehen und 
der Gebäudesteuer nur eine ausgleichende Stelle ange- 
dacht. Kaiser Josef IL war ein Freund der Aufklärung, 
desFortschrittes, Rechtes und Menschenglückes, desEinfachen, 
Praktischen, Gemeinnützigen, des Einheitlichen in Gesetz, 
Verfassung und Verwaltung'). Er sah sein Reich nicht 
als in viele Länder zersplittert, sondern als eine Einheit 
und seine Untertanen als alle gleich vor dem Gesetz an. Sein 
scharfer Geist erkannte die Gebrechen in den damals 
existierenden Abgabe-Systemen, und er ersetzte sie durch 
ein Steuersystem, welches auf wissenschaftlichen Prinzipien 
beruhte. Dieses leitende Prinzip war nicht, Geld zu nehmen, 
wo man es finden konnte, sondern wo man es finden 
sollte. Von den vielen Miss Verhältnissen, die er beseitigt 
hat, giebt die Schilderung d'Elverts über die in Mähren und 
Schlesien beseitigten alten Steuern*) eine klare Anschauung, 
Viele von seinen Ideen sind in die gegenwärtige 

') d'BIvert 8. 637. 

2) d'Elvert Seite 637 ff. 
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österreichische Gebäudesteuer einverleibt worden. Sein 
Steuersystem trat in Wirksamkeit am 1. November 1789, 
aber bald daraui starb Josef (am 20. Februar 1790) und 
sein Nachfolger Leopold hob die ganze Josefinische Steuer- 
regulierung auf und setzte wieder an dessen Stelle das 
Theresianische System (am 1. Mai 1790). Kaiser Franz hatte 
eine Reform der Steuer stets in Aussicht genommen, aber 
wegen der Kriegszeiten ist nichts zu Stande gekommen bis 
nach dem Wiener Kongress. Sein Gebäudesteuer-Patent war 
kundgegeben am 23. Februar 1820 und war in seinen Grund- 
sätzen dem Josefinischen Patent und der Mailänder Steuerver- 
fassung nachgebildet, und zwar in der Weise, dass die Gebäude- 
steuer als Teil der Grundsteuer aufgefasst wurde. So 
heisst es im Patente: „die Hauszinssteuer ist keine Ein- 
kommen- sondern eine Reatsteuer und bildet als solche 
einen Teil der Grundsteuer im ausgedehnten Verstände" ■). 
Die Lehre von Adam Smith und seiner Schule ist 
nicht sichtbar in der Grund- und Gebäudesteuer, wie 
V. Myrbach meint*). Vielleicht könnte darin eine Be- 
einflussung angenommen werden, dass der Ertrag mehr 
berücksichtigt ist als früher. Das Steuerpatent vom Jahre 1 820 
bildet noch gegenwärtig das Grundgesetz der österreichischen 
Gebäudesteuer. In dieser Entwickelung , welche wir kurz 
geschildert haben, hat die österreichische Gebäudesteuer 
sich allmählich ausgedehnt, und ist gewachsen,und bildet bis 
heut zu Tage die Hauptsteuerquelle des Landes. Noch 
eine Erweiterung der Gebäudesteuer lag in der Hausklasscn- 
Steuer. Wie wir schon gesehen haben, hat die Josefinische 
und Mailändische Gesetzgebung die ländliche ßewohnung 
steuerfrei gelassen. Schon lange vorbei war in England 
(seit dem Jahre 1695) und in Frankreich (seit dem Jahre 
1792) eine Hausklassensteuer eingeführt worden, und zwar 
als eine Thür- und Fenstersteuer. Bei der Beratung des 
Patentes über die Regelung der Hausklassensteuer beab- 

■) Qebäudesteuerpatent vom m. Pebt. 1820. Änm. zu § a. 
-) V. Myrbaeh S. 72 ff. 
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sichtigte man den Nutzunge wert zu Grunde zu legen. 
„Jedes Gebäude" heisst es im Beratungsprotokoll „biidet 
ein schickliches Objekt der Besteuerung, wenn erwogen 
wird , dass es durch die Aera auf welcher es aufgeführt 
wird, der Produktion einen Flächenraum entzieht, welcher 
der Besteurung unterläge, wenn er landwirtschaftlich benutzt 
wdrde, dass er aber ausserdem seinem Eigentümer einen 
ungleich grösseren Nutzen als Befriedigungsmittel der 
wesentlichen Bedürfnisse der Wohnung sichert')". Die 
hauszinssteuerpfitchtigen Orte waren durch das Patent 
bestimmt. Es waren meistenteils die Hauptstädte der Erb- 
länder samt ihren Vorstädten. Damals betrug die Steuer 
IB"!» des Nettozinsertrages. In der Hausklassensteuer 
betrug die 12. Klasse (oder niedrigste) 20 Kr. und die 
erste Klasse 30 Fl. Nach den unruhigen Jahren 1848/49 
sah der Staat sich genötigt, tiefer in seine Steuerquellen zu 
greifen. Über mehrere Steuererweiterungen ist die Gebäude- 
steuer auch eingeschlossen, und zwar wurden alle 
Ortschaften in jenen Ländern, wo eine Hauszinssteuer schon 
existirt, in welchen wenigstens die Hälfte der Gebäude 
vermietet war, auch einzelne liegenden Wohnhäuser, in 
welchen einige Wohnbestandteile durch Vermietung benutzt 
wurden, der Hauszinssteuer unterworfen. Diese 

Steuer nennt man zum Unterschied von der früheren, 
„ausgedehnte" Hauszinssteuer, dagegen die schon lange 
bestandene „ursprüngliche" Hauszinssteuer. Im Jahre 1799 
war in Oesterreich eine Klassensteuer eingeführt, welche 
im Jahre 1806 in eine progressiv Personaleinkommensteuer 
moditicirt wurde. Im Jahre 1829, anlässlich der Einführung 
einer allgemeinen Verzehrungssteuer, war diese Einkommen- 
steuer aufgehoben worden, sodass für 20 Jahre Oesterreich 
keine Einkommensteuer hatte und nur drei Hauptformen 
der direkten Besteuerung besass, nämlich Grund-, Gebäude- 
und Erwerbsteuer. Nur die Hauszinssteuern wurden vom 

<) Beer Staatshanshall S. U. 
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wirklichen Reinertrag erhoben, die anderen richteten sich 
nach der durchschnittlichen Ertragsfähigkeit. Lohn, Gehalt 
u. s. w. sowohl als Zinsen von Leih-Kapitalien blieben 
unbesteuert. Die Mangelhaftigkeit dieses Systems und die 
steigenden Staatsbedürfnissen gaben Anlass, das Gebiet der 
direkten Besteuerung zu erweitern, und deshalb wurde zu 
derselben Zeit (1S49), als die Hauszinssteuer auf mehrere 
Orte des flachen Landes ausgedehnt wurde, eine Ein- 
kommensteuer eingeführt in jenen Kronländem, wo eine 
Erwerbsteuer schon bestanden hatte. Das Einkommen von 
dem Ertrag aus Grundstücken und Gebäuden war frei- 
gelassen, doch dafür wurden diese beiden Steuern um ein 
Drittel erhöht, und dieser Drittelzuschlag sollte die Ein- 
kommensteuer von Grundstücken und Gebäuden vertreten 
(1849). 

Wenn der Betrag in dieser „ausgedehnten" Hauszins- 
steuer kleiner war als der Steuerbetrag für die frühere 
Hausklassensteuer und die Aeral-(Grund)8teuer zusammen, 
dann musste das Gebäude in der Hausklassensteuer bleiben 
und die Hauszinssteuer kam nicht in Wegfall, sodass viele 
Gebäude die an der Grenze lagen, wo eine Erniedrigung 
des Mietszinses das Gebilude wieder in die Hausklassensteuer 
bringen konnte, in beiden Steuerbüchern aufgeführt wurden. 
Noch 1849, in derselben Zeit, wurde die Steuer von 18''/o 
auf Ibo/o des Nettozinsertrages herabgesetzt, weil aber die 
damaligen Gesetzgeber glaubten , dass die Gebäudesteuer 
vollständig amortisirt sei und ihnen das Einkommen aus dem 
damals in Häusern investirten Kapital als ganz unbesteuert 
erschien, so besteuerten sie das Einkommen mit einem 
Drittel Zuschlag, sodass die Hauszinssteuer 2|i/8'*/o betrug, 
(16f/o als Ordinarium S'jgOjo als Einkommensteuer). 

Im Jahre 1859 wurde die ganze Steuer erhöht um 
einen ausserordentlichen Zuschlag von 2»/g'>/,). Im Jahre 
1863 wurde dieser Zuschlag verdoppelt, sodass sie Sd^/jO/o 
des Netto mietszinses betrug. 

Zu derselben Zeit wurde das Recht dem Gesetze 



b,GoogIc 



— 13 — 

«ingeräumt, f"/«, von dem Zins der auf dem Hause lastenden 
Schulden dem Gläubiger in Abzug zu bringen, um auf diese 
Weise das Einkommen des Hypothekenkapitals der Ein- 
kommensteuer zu unteiwerfen, was nur in sehr wenigen 
Fällen gelungen ist. 

Nach den a. h. EntSchliessungen vom 26. Febr. 1833 
sind folgende Bestimmungen getroffen ; 

I, Die Area der Gebäude und des Hofraumes ist nach 
dem Resultate der im Wege der Parafication vorgenommenen 
■Schätzung der eigentlichen Grundsteuer in der Art einzu- 
bezieben, dass die hiernach entfallende Grundsteuer, ohne 
der besonderen Henennung einer Gebäudearealsteuer für 
die Parzelle, für welche sie entfällt, in dem individuellen Bogen 
der Grundbesitzung in Vorschreibung gebracht und sohin als 
ein integrirender Teil der eigentlichen Grundsteuer behandelt 
wird»). Aehnliche Zustände bestehen in Frankreich noch 
heutzutage. Im Jahre 1869 wurden die Bauarea und die 
Hofräume von der Grundsteuer befreit'). 

Nach mehreren Versuchen wurden die Verhältnisse 
wiederum geregelt durch „einige Abänderungen des 
Gebäudesteuergesetzes". Diese Abänderungen bestehen 
teilweise aus Verbesserungen, aber im allgemeinen aus einer 
Erhöhung der Hausklassensteuer und einer Erweiterung des 
Wirkungskreises der Hausztnssteuer. Das leitende Prinzip 
des Gesetzes war: die von dem ganzen Reiche zu leistende 
Gebäudesteuersumme auf das Reineinkommen aller einzelnen 
Realitäten und zwar nach dem Verhältnis dieses Reinein- 
kommens in möglichst gleicherweise umzulegen. Bis 1882 
sind einige Ausnahmen immer vorhanden gewesen; z. B. in 
einigen Städten Dalmatiens^) war es gestattet 33'js''lo für 
Erhaltungskosten abzuziehen und die verbliebenen Netto- 
zinsen mit IS'/'^Wu zu besteuern. 

>) Handausgabe der üElerieichischen Oesrtze n. b. w. von K. K. Hof- 
druckerei Heft 98 (S. 9). 
•) Kach g 2 des Geaelses vom 24. Mai 1869 R, U. Bl. No. 88. 
") Diese Städte waren Zara. Spalato, Bagnsa u. Cftttaro. 
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In Salzburg waren die Bruttogebäudeerträgnisse mit. 
löf.'o besteuert, und für die Stadt Triest war blos eine 
festgestellte Pauschalsumme von 414, 750 Fl. ö. W. vor- 
geschrieben. In Tirol und Voralberg wurden die Gebäude- 
wie die Grundstücke nach dem Kapitalswert besteuert. 

Mit dem Gesetze vom 9. Febr. 1882') wurden alle 
diese auf die Gebäudesteuer bezüglichen Ungleichheiten 
beseitigt und gleiche Nonnen für alle im Reichsrate ver- 
tretenen Königreiche und Länder aufgestellt. Nur in 
einigen Ländern wird ein Unterschied in der Höhe der 
Steuer festgesetzt. In der Veranlagung der Hausklassen- 
steuer wurden früher die Stockwerke berücksichtigt, aber 
mit der Gebäudesteuernovelle von 1882 wurde festgestellt, 
dass diese nicht länger berücksichtigt und ausserdem die 
Wohngebäude in 16 anstatt 12 Klassen eingereiht werden 
sollten. Der Unterschied zwischen „ursprünglicher" und 
„ausgedehnter" Hauszinssteuer ist gänzlich weggefallen. 
Femer ist zu erwähnen, dass die hauszinssteuerpllichtigen 
Gebäude in folgende Kategorien geteilt worden sind: 

A. Solche in der Gebäudesteuernolle aufgeführten 
Städte und Orte, die 26'i/g-/o des nach Abzug von 1.5o/(, 
für Erhaltungs- unp Amortisationskosten ermittelten steuer- 
baren reinen Zinsertrages zu zahlen haben. 

B. Alle übrigen hauszinssteuerpflichtigen Gebäude in 
anderen Orten (ausser Tirol und Vorarlberg) die 20''/q des 
nach Abzug von SCHJ/^ für Erhaltungs- und Amortisations- 
kosten vom Bruttozins verbliebenen Nettozinses zu ent- 
richten haben. 

C. In Tirol und Vorarlberg (ausser Insbruck samt 
Wüten) werden erhoben IS^j,, des nach Abzug von SO"/« 
für Erhaltungs- und Amortisationskosten übrig gebliebenen 
reinen Zinsertrages. 

Die hausktassensteuerpflichtigen Gebäude sind in 16 
Klassen eingereiht und zwar folgendermassen : 

') E. G. BI. No. 17. 

D,g,t7cdb/GOOgIC 



Für ein Haus mit 
einer Anzalil von 
Wohnbestandteilen. 


Classe. 


Steuer zu 
entrichten. 


Entfallen auf 
ein Zimmer. 


40—36 




I. 


220F1. 


SEI 


78 Kr. 


35—30 




II. 


180, 


5 „ 


53 „ 


29—28 




III. 


150. 


5 „ 


26 ,; 


27—25 




IV. 


125, 


4 „ 


80 „ 


24-22 




V. 


100. 


4 „ 


35 „ 


21—19 




VI. 


75. 


3 „ 


75 „ 


18—15 




VII. 


50. 


3 „ 


03 „ 


14-10 




VIII. 


30. 


2 „ 


50 „ 


9-8 




IX. 


20, 


2 „ 


34 „ 


7 




i X. 


15. 


2 „ 


42 •/, Kr. 


6 




' XI. 


10. 


1 ., 


66 «,3 „ 


5 




XI!. 


5 .50Kr. 


1 „ 


10 


4 




XIII. 


4.90,, 


1 „ 


25 


3 




XIV. 


2,10, 


— „ 


70 


2 




XV. 


1,70, 


_ „ 


85 


1 




XVI. 


1,50, 

75,*1 


1 „ 


50 



Wir sehen , dass die Oesterreichische Gebäudesteuer 
in zwei Teile zerfällt und zwar in eine Hauszins- und 
eine Hausklassensteuer. Beide Steuerformen haben die 
Nutzung der Gebäude zur Basis, aber in der Form 
der Veranlagung haben sie nichts Ähnliches. Beide 
Veranlagungsarten sind klar und deutlich. Die Hauszins- 
steuer trifft den wirklichen Ertrag und die Hausklassen- 
steuer wird nach genau festgestellten Tarifsätzen erhoben. 
An Stelle der wegfallenden sogenannten „ausgedehnten" 
Hauszinssteuer wurde nach § 1 des Gesetzes vom 9. Februar 
1882 „die Hauszinssteuer, wie solche nach mit dem Kaiser- 
lichen Patente vom 23. Febr. 1820 festgestellten Grund- 
sätzen in den in diesem Patente und den A. h, Ent- 

■) In Daliuatien für RohrhiltCen , Erdliütten und UorUkenbtttten ist 
nur 75 Pfg. KU erheben. 
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Schliessungen vom 30 Juni 1823, 16. April 1839, 25. Juni 
IS44 und 7. Oktober 1851 bezeichneten Orten umzulegen 
ist, in allen im Reichsrate vertretenen Königreichen und. 
Länder auf alle Gebäude ausgedehnt, welche 

a. in Orten gelegen sind, in denen sämtliche Gebäude 
oder wenigstens die Hälfte derselben und ausserdem 
die Hälfte der Wohnbestandteile einen Zinsertrag durch 
Vermietung abwerfen oder 

b. ausser diesen Ortschaften gelegen, ganz oder 
teilweise durch Vermietung benutzt werden; 

von diesen letzteren haben jedoch die nicht mehr als drei 
Wohn bestand teile enthaltenden und einer der drei untersten 
Klassen des Hausklassensteuertarifs eingereihten Gebäude, 
welche von dem Eigentümer bewohnt, und nur zum Teil 
vermietet sind, in der Hausklassensteuer zu verbleiben'). 
Alle übrigen Wohngebäude sind der Hausk^Iassensteuer 
unterworfen. 

Bei solchen Bestimmungen ist leicht zu begreifen, 
dass mehrere Ortschaften wie einzelne Gebäude sowohl 
in dem Hauszinssteuerkataster als auch in dem Haus- 
klassensteuerkataster blieben und bleiben mussten , weil es 
leicht möglich war , dass heute eine Ortschaft oder 
ein Gebäude zur Hauszinssteuer und bald nachher zur 
Hausklassensteuer je nach den Verhältnissen herangezogen 
wurde. Die Hausklassensteuerpäicht wird nach der früher 
erwähnten Gebäudesteuernovelle vom 9. Febr. 1882 blos 
für jene Gebäude begründet , welche ausserhalb der haus- 
steuerpflichtigen Orte gelegen sind, die nicht ganz oder 
teilweise durch Vermietung benutzt werden. Bei der 
Entscheidung, ob ein Gebäude (ausserhalb der hauszins- 
ateuerpflichtigen Orte und soweit es nicht durch Vermietung 
benutzt wird) der Hausklassensteuer unterliege, und in 
welche Klasse es einzureihen sei , muss zuerst die Voraus- 
setzung, dass dasselbe ein Wohngebäude ist, und die Zahl 
seiner Wohnbestandteile berücksichtigt werden. Stock-- 
') Gesetz toiu 9. Febr. 1882 II. G. B. Ko. 17. 
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werke oder Lage, Material aus welchen das Gebäude 
erbaut ist, bleiben ausser Betracht, nur nach der Zahl der 
Wohnräume wird die Klasse, in welche es gehört, bestimmt. 
Das Gebäudesteuerpatent vom 23. Febr. 1820 bestimmt, 
dass der Gebäudesteuer alle Wohngebäude') unterliegen; 
aber die Steuerpraxis hat sich noch weit nach der Richtung 
hin ausgebildet, dass ein Unterschied gemacht wird zwischen 
hauszinssteuerpflichtigen und hausklassensteuerpflichdgen 
Gebäuden. Der Hauszinssteuer unterliegen alle Gebäude, 
die einen Zinsertrag durch Vermietung abwerfen oder abzu- 
werfen vermögen ; dagegen unterliegen der Hausklassen- 
steuer blos Wohngebäude oder solche Gebäude, die Wohn- 
bestandteile in sich fassen. In diesem Punkte gehen die 
2 Gattungen der österreichischen GebSudesteuer aus- 
einander. Die eine wird ganz und gar auf den Ertrag des 
Objektes, die andere auf die Bewohnbarkeit begründet. 
Diese zwei Auffassungen treten deutlich hervor in dem 
Verfahren bei leerstehenden Wohnungen. Hauszinssleuer- 
pflichtige Wohnungen, die weder vermietet sind noch von 
dem Eigentümer selbst benutzt werden können, gemessen 
eine Steuerabschreibung für die Zeit, während welcher sie 
leerstehen. Dagegen gewährt bei den hausklassensteuer- 
pflichtigen Gebäuden das Leerstehen der Wohnungen keinen 
Anspruch auf verhältnismässige Steuerabschreibung (Steuer- 
vergOtung), weil durch das Leerstehen die Bewohn- 
barkeit, welche bei diesen Steuerobjekten die Voraus- 
setzung der Steuerpilicht bildet, nicht mit dem Leerstehen 
der Wohnung aufhört. Die Steuerpflicht beginnt sobald 
ein Gebäude bewohnbar ist und hört nicht eher auf, bis 
es unbewohnbar wird.*) Von hauszinssteuerpflichtigen 

■) Das Oebäadeateuerpatent roni 28. Feb. 182ü. 

') In Betreff der HausziosBleuer hat Seine Majestät dnrch die 
a. h. EutBchl. vom 28. Nov 1831 zu befehlcD gerabt; daas, da es 
ohnehin in den Grundsätzen der HsinsEiDHbeBteueiiing liege, daSB die 
HauEzin »Steuer nnr von den wirklichcu ZinsertrilgDiBseii entriclitet 
werde, und nach Massgabe als dieses sich aus was immer för Ur- 
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Gebäuden ist nicht immer eine Steuer zu entrichten, d. h. 
Steuerpflicht und Steuererhebung sind nicht immer identisch, 
aber Hausklassensteuerpflicht und Hausklassensteuererhebung 
fallen stets zusammen. Bei letzterer ist die Steuer ununter- 
brochen zu erheben von dem Moment an, in welchem das 
Gebäude bewohnbar wird, und diese Erhebung kann nur 
aufhören, wenn das Gebäude seinen Steuercharakter 
ändert, d. h. entweder der Hauszinssteuer unterworfen oder 
aus dem Titel der Widmung') steuerfrei oder durch Ele- 
mentarunfall unbewohnbar gemacht wurde. In diesem 
Punkte sind die Bestimmungen für beide Steuerarten 
ziemlich gleich, weil als Basis der Abschreibung fttr beide 
die ganze oder teilweise Zerstörung des Gebäudes durch 
Elementarschädigung dient. Dagegen kann bei den haus- 
ztnsst euer Pflichtigen Gebäuden die Steuererhebung fort- 
während unterbrochen werden , so oft das betretFende Ge- 
bäude leer steht. Die Hauszinssteuer ist auf den wirk- 
lichen Ertrag auferlegt, und so lange der Ertrag fliesst, 
wird ein Teil davon als Steuer abgeleitet, sobald dagegen der 
Hauptstrom (der Ertrag) aufhört, kann natürlich keine Ab- 
leitung mehr stattfinden. Die Hausklassensteuer jedoch 
beruht nicht auf dem Ertrag, sondern auf der Ertrags- 
fähigkeit, und so lange diese Fähigkeit bleibt, wird die 
Steuer erhoben. 

Noch ein bedeutender Unterschied zwischen den 
beiden Steuerarten besteht darin, dass von den zeitlich von 
der Steueicntrichtung befreiten Häusern die der Hauszins 

aaclicD vermindert oder versieKt, anf die Steuer vermindert oder ah- 
geBchrieben werden müsse, *'• Was hingegen die ÖebäudeUassen- 
ateaer betrciti.', so sei in dcnjcnigea Fällen, wo ein dirs^Iben nnter- 
liegeuilc; Wohiigebüiiilc ilnrcli einen dcueuiaren Unfall ganz oder 
doch grQsstenteilB unbewohnbar geworden sei, die UebaudeBtcner 
ganz abzQEcb reiben. 
*] In Österreich wird den Gebenden, die allgemeinen Zwecken dienen, 
(Spital n. B. w.), in ihren OründangsBta tuten die Steuerfreiheit za- 
gestanden. Ities wird durch den Ausdnick „aus dem Titel der 
WidmQDg Bteuerlrei" angegeben. 
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Steuer unterliegen, eine fünfprozentige Steuer erhoben wird, 
dagegen ist bei der Hausklassensteuer die Steuerbefreiung 
eine volltsändige. Die Gebäudesteuer wie die Grundsteuer 
in Österreich wird als auf der Realität haftend angesehen. 
Sie wird auferlegt nach den Eigenschaften des Objekts 
selbst, ohne Röcksicht auf den betreffenden Besitzer, so- 
dass die Steuerpflicht mit dem Objekt bei einem Besitz- 
wechsel von einem Besitzer oder permanenten Nutzniesser 
auf den andern übergeht. Der ieweilige Besitzer oder 
Nutzniesser hat die Steuer zu zahlen, und zwar nicht nur 
diejenige, welche während seines Besitzes fällig ist, sondern 
er haftet für die unter seinem Besitz Vorgänger erwachsene 
Steuerschuld. 

Ausnahmen von der Allgemeinheit der Gebäudesteuer- 
erhebung entstehen durch permanente und zeitliche 
Befreiung von der Steuer. Die erstere bezweckt die Auf- 
hebung der Steuerpflicht, die zweite die Aufhebung der 
Steuerentrichtung. Wie Freiberger wohl gesagt hat, ist bei 
der ersteren die Dauer der Steuerbefreiung unbegrenzt und 
hängt ganz und gar ab von der Fortdauer der gesetzlichen 
Voraussetzungen , dagegen ist bei der zweiten die Dauer 
der Befreiung genau von Anfang an bestimmt. Die per- 
manente Befreiung nennt man Befreiung „aus dem Titel 
der Widmung", und sie ist von ganz anderen Motiven aus- 
gegangen als die zeitliche Befreiung oder Befreiung „aus 
dem Titel der Bauführung," 

Befreiung aus dem „Titel der Widmung" und des- 
halb permanente Befreiung von der Gebäudesteuer ge- 
messen folgende Gebäude : 

a. Kirchen, öifentliche Kapellen und Bethäuser aller 
anerkannten Reli^ons-Gesellschaf^en, Pfarrhöfe und Priester- 
wohnungen, die damit verbundenen Wohnungen der Messner, 
Kirchendiener, Glöckner, Organisten u. s, w., bischöfliche 
Residenzen , die Klostergebäude der Mendicantenorden ; 
alle unter der Voraussetzung, dass sie ihrer Bestimmung 
gemäss verwendet werden. 
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b. Alle Gebäude, welche zur Unterbringung von 
öffentlichen Lehr- und Erziehungsanstalten dienen, nebsl 
den Naturalwohnungen der daselbst wirklich angestellten 
Lehrer. Die Schulen, die blos das Öäentlichkeitsrecht 
gemessen, haben keinen Anspruch auf Befreiung. 

c. Spitäler, Armen- und Siechenhäuser, Kinderbewahr- 
anstalten und andere Wohlthätigkeits-Institute. 

d. Alle Staatsgebäude, die zu einem staatlich-öffent- 
lichen Zwecke in Verwendung stehen, insbesondere Militär- 
Kasernen, dann Gebäude, in denen staatliche Behörden 
und Ämter untergebracht sind. 

e. Jene Gebäude, welche zur Unterbringung land- 
schaftlicher Ämter, Institute und Museen verwendet werden, 
auch städtische Rathäuser und andere öffentlichen 
Zwecken gewidmete Häuser, dann jene Wohnungen, die 
landschaftlichen oder städtischen Beamten in partem salarii 
zu bewohnen eingeräumt werden. 

f. Mauthäuser an Landes- Bezirks' und Gemeinde- 
strassen : 

g. Hotten, Buden und Kramläden, welche auf fremder 
area errichtet >tind, wenn deren Benutzen dem Eigentümer 
nur zeitweilig zusteht, und er verpflichtet ist, den Platz 
nach einer bestimmten Frist oder nach ergangener Auf- 
forderung zu räumen. 

Bei allen diesen Objecten, mit Ausnahme der letzt- 
genannten, wird vorausgesetzt, dass sie nicht zu diesen 
Zwecken vermietet sind, in welchem Falle von dem Haus- 
eigentömer die Hauszinssteuer erhoben wird. 

Eine zeitliche Befreiung oder „Befreiung aus dem 
Titel der Baufü'irung findet" statt, wenn: 

a. ein Gebäude auf früher unverbautem Grunde neu 
hergestellt wird. (Neubau). 

b. ein bestehendes Gebäude bis an die Erdoberfläche 
nieder gerissen und von da an neu aufgebaut wird. 
(Umbau). 

c. ein bestehendes Gebäude durch einen Bau auf 
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einer frOher unverbauten Fläche oder durcü Aufbau eines 
froher nicht bestandenen Stockwerkea in der Art ver- 
grössert wird, dass ein neues steuerbares Objekt entsteht. 
(Zu- oder Umbau). 

d. ganze, zu selbständiger Benützung geeignete Teile 
eines Gebäudes bis an die Erdoberfläche niedergerissen 
oder einzelne Stockwerke in ihrem ganzen Umfange abge- 
tragen und neu erbaut werden (teilweiser Umbau). 

In allen diesen Fällen wird die Dauer der Steuer- 
befreiung auf 12 Jahre vom Zeitpunkte der behördlich 
bewilligten oder froheren thatsächlichen Benützung fest- 
gesetzt. Jedoch hat sich diese Befreiung in den vorstehend 
sub C und d angefilhrten Fällen nur auf jenen Teil der 
Steuer zu erstrecken, welcher auf die neu hergestellten 
Objekte entfällt, i) 

Die zeitliche Steuerbefreiung hat stets in der öster- 
reichischen Steuergesetzgebung eine bedeutende Rolle 
gespielt. Kaiser Josef hat den Kernpunkt solcher Be- 
günstigung richtig getroffen, indem er sagt: „So wird den 
politischen Länderstellen die Befugnis eingeräumt , die 
Steuerbefreiung derjenigen, welche neue Häuser erbauen, 
dergestalt festzusetzen, dass die kürzeste sich auf 3 Jahre 
beschränkt, die längste auf 1 2 Jahre erweitert in der 
Bestimmung der mehreren oder wenigeren Frei- 
jahre selbst nur auf die Grösse und Kostbarkeit 
des Baues und auf das Lokalbedürfnis in Bedacht 
genommen und durch die Steuerbefreiung derjenigen 
Gattung von Gebäuden, an deren Dasein einer Provinz 
am meisten gelegen ist, auch die meiste Ermunterung gegeben 
werde",*) Es kommt dabei in Betracht, inwieweit zeitliche 
BefreiungQberhauptzweckmässigist;dennohneZweifel müssen 

') GeaeU vom 26. S«rz 1880. R. G. B. Nr. »9. § 1 ond 3. 

') Hanastenerpatent Tom 1. Sept. 1788 g 16, Eropatschek's Handbnch 

der Gesetze und Veronlnungoo Kaiser Josef II. 15 Bd. 4. Äbsatx 

Nr. V, Seite 256-276, 
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„Lokal Verhältnisse", die Art des Baues und die Gattung 
von Gebäuden dabei berücksichtigt werden; warum sollte 
z. B. eine Lustvitla eines Millionärs in einer schönen Berg- 
gegend oder ein Bauernhaus auf dem flachen Lande eine 
zwölfjährige Steuerbefreiung genieasen? 

Die Befreiung von der Gebäudesteuer aller Neu- Um- 
und Zubauten wird als ein notwendiger Zweck der Wohl- 
fahrt anerkannt. Die meisten Regierungen, die solche 
Begünstigungen erteilen, haben im Auge, die grosse 
Wohnungsnot, besonders in den Grossstädten dadurch zu 
mindern. Seit Jahren ist diese Wohnungnot der ärmeren 
Klassen, deren eine Ursache in dem Herzuströmen der 
Masse nach den Hauptverkehrspunkten zu suchen ist, eine 
brennende Frage geworden. Mehr und mehr sind die 
ärmeren Klassen in den Grossstädten dazu getrieben 
worden, in Kellern oder anderen ungesunden Räumen, 
dabei in engster Beschränkung zu wohnen. Fortwährend 
steigt der Mietspreis der Wohnungen. In Berlin z. B. 
wohnten im Jahre 1885 9,2" /o der ganzen Einwohner 
der Stadt in Kellerwohnungen. 12,50/0 aller Wohnungen 
waren in Kellern gelegen'); im Jahre 1889 wohnten 13»/o 
der Berliner in Kellern, obwohl unterdessen die Stadt viele 
alte Kellerwohnungen beseitigt hat=j. In Wien ist der 
Prozentsatz viel gerinE;er , doch hat sich die Zahl der 
Kellerbewohner vermehrt in den Jahren 1883—1889 um 
iO^lo- Dabei sind die W ohnungsmisstände nicht allein 
auf die Kellerwohnungen beschränkt, wenn sie in hervor- 
ragendem Masse zu den ungesunden, dunklen, unbehaglichen 
zählen. Man braucht nur an andere schädliche Zustände 
zu erinnern, die hervortreten in dem Zusammenwohnen 
einer Menge Menschen in engen beschränkten Räumen, 
die durch die Versteuerung der Wohnungen direkt ver- 
ursacht sind; z. B. kamen in Wien im Jahre 1880 auf 
jedes Wohnzimmer durchschnittlich 3,1 Personen und in 

. ■) Siehe statistluches Jabrbvcb der ätadt Berlin, 15. Jahrgang 1868. 
') FlüTBcheim, Der einsige Bettuiigeweg, Seite 23Ö. 
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einigen Bezirken beinahe 5 Personen. Im Jahre 1886 
hatten in Berlin, 3929S Haushaltungen, meistenteils der 
ärmeren Klassen, Schlafleute bei sich. Viele haben nur 
einen Raum fOr Ehepaar, Kinder und ein oder mehrere 
Schlafleute'). 75000 Berliner Wohnungen bestehen aus 
einem einzigen Wohnraum und werden von 270000 
Menschen bewohnt, sodass 3,6 Personen auf ein Zimmer 
kommen. Dabei sind die Wohnungsverhältnisse in Berlin nicht 
schlechter als in anderen Grossstädten*). In jeder Gross- 
Stadt werden diese Übelstände anerkannt und Versuche 
gemacht, sie zu beseitigon. Seit Jahren hat Osterreich 
versucht, der Wohnungsnot abzuhelfen durch Befreiung 
der Neu- Um- und Zubauten von den Staatesteuem. Die 
erste dieser Begünstigungen ist im Jahre 1835 erlassen 
worden, und zwar bestand sie in einer zeitlichen Befreiung 
von der Staatsgebäudesteuer fllr 10 Jahre in Wien und 
den Vorstädten, in allen andern Städten fQr 8 Jahre. 
1854 erweiterte eine a. h. Entschliessung die Steuerfreiheit 
für Wien auf 15 Jahre für Neubauten, und 12 Jahre für 
Um- und Zubauten. Am 19. Mai 1859 erging eine a. h. 
EntSchliessung, welche den Wiener Stadterweiterungabauten 
einen kräftigen Impuls geben sollte, nämlich durch die 
Bewilligung einer Steuerfreiheit von 12 bis 30 Jahre, je nach 
der Kategorie der Gebäude und Zeit, innerhalb welcher 
sie zur Vollendung gelangten. Neubauten auf dem Städt- 
er weiterungsgrunde, welche innerhalb von 5 Jahren nach 
Ausbietung des Grundes vollendet wurden, erhielten für 30 
12 Jahre Befreiung von allen Staatsabgaben, Um- und Zu- 
bauten, solche die innerhalb von lOJahren gebaut wurden, für 
12 Jahre Freiheit. Vom Jahre 1865 bis 1880 bilden diese 
Ausnahmsgesetze »eine ununterbrochene Kette". Fast 
in jedem Jahre wurde die Begünstigung für ein weiteres 
Jahr verlängert, bis im Jahre 1880 das gegenwärtige Ge- 

') Siehe: Beilhold, in Schriften des Vereins für Sozialpolitik Nr. 31, 

VerhSlinisse in Berlin u. b. w. Seite 206. 
*) Für PatiB Biebe ebenda Seite 24 ff. einen Artikel von Boffalovich. 
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setz durchgeführt wurde. Heute besteht in ganz Öster- 
reich die Befreiung von allen Staatsabgaben für Neu- Zu- 
und Umbauten auf 12 Jahre. 

In England und Frankreich findet man keine Steuer- 
befreiung für Neubauten. In Italien ist eine dreijährige, 
und in Preussen eine zweijährige Befreiung aus dem „Titel 
der Bauführung" , wie man nach analogen Bestimmungen 
in Osterreich sagen kann, gestattet. 

Nach § 7 des Gesetzes vom 9. Februar 1882'} „sind 
von den Gebäuden, welche im ganzen oder teilweise aus 
dem »Titel der Bauführung" die Befreiung von der Haus- 
zinssteuer gemessen, 5 Procent des aus diesen Gebäuden 
erzielten Reinertrages zu entrichten." Als Reinertrag ist 
der Betrag anzusehen, welcher sich ergiebt, wenn man vom 
Bruttozins nicht nur die Procente für Erhaltungskosten in 
Abzug bringt, sondern auch die erweislich im Steuerjahre 
fällig werdenden Zinsen von den auf dem steuerpflichtigen 
Objekte versicherten Kapitalien. In Wirklichkeit geniessen 
nur die der Hausklassensteuer unterliegenden Gebäude eine 
vollständige Steuerbefreiung. Früher wurde diese fünf- 
procentige Steuer als eine Einkommensteuer angesehen, 
aber jetzt wird sie als Realtast anerkannt. Sie ist schon 
eine ziemlich hohe Steuer, sodass die steuerfreien Ge- 
bäude in Österreich ungefähr einen ebenso hohen Steuer- 
betrag zahlen als die vollständig besteuerten Gebäude in 
den meisten anderen Staaten Europas. Was wird nun 
durch diese langjährige Steuerbegünstigung erreicht , und 
wem kommt die zeitliche Steuerbefreiung zu gute? 

Der Steuerausschuss sagt in seinem Bericht: Bei 
einigen der vorgenommenen Verlängerungen der begün- 
stigten Bauperiode wurde einfach gesagt, dass die Verhält- 
nisse, welche früher die Begünstigung notwendig gemacht 
habe, sich nicht verändert hätten, i^) Die österreichische 

') 0. G. B. Nr. 17. 

*) Zasammengesotiite Stellung der Gebäudesteuer • VorschrifteD der 
K. K. Hofdiuckeiei 1889 S. 315. 
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Regierung hat wie es scheint auch die Nutzbarkeit des 
Planes eingesehen, der Wohnungsnot durch solche Mittel 
abzuhelfen, als es ihr 1874 nach fast 40 Versuchsjahren 
nicht gelungen war , einen Überfluss von Wohnungen in 
dieser Weise hervorzurufen, wenigstens geht sie in den 
Grundlagen der Gesetze vom 18. März 1874 und 15. März 
1876 welche ebenfalls lange Befreiungsfristen tör Neu- 
bauten festsetzen wollen, von ganz veränderten Motiven 
aus. Sie will durch die Befreiung nicht Wohnung, sondern 
Arbeit sgelegenheit schaffen. ' ) Dieser Aiisschuss sagt 
femer : Die als Wohnungsnot bezeichneten und beklagten 
Erscheinungen Hind doch bei Lichte gesehen nichts anders 
als das Überwiegen der Wohnungsnachfrage über das 
temporär zurückgebliebene Wohnungsangebot; und ebenso 
ist das Stocken der Bauthätigkeit nichts anders als das 
Überwiegen des Wohnungsangebots über die temporär 
zurückgebliebene Wohnungsnachfrage, Es ist nun gewiss 
eigentümlich, dass iür die beiden eben erwähnten einander 
diametral entgegengesetzten Störungen des normalen 
Gleichgewichts auf diesem Gebiete ein und dasselbe Heil- 
mittel vorgeschlagen wird, dass also die Steuerbefreiung 
eine Fanacea für alles mögliche sein soll. 

Wenn die Regierung, die so viele Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Steuerbegünstigung gemacht hat , so in 
Zweifel über die Zweckmässigkeit eines solchen Verfahrerts 
zu sein seheint, so dürfen wir annehmen, dass die Steuer- 
befreiung nicht das Versprechen ihrer Jugend gehalten hat. 
In unserer modernen Kultur-Entwickelung mit ihren Eisen- 
bahn- Telegraphen- und Telephonnetzen, mit dem riesigen 
Verkehr, dessen Knotenpunkt die Städte sind, findet man 
in ihnen alle gewünschten Mitte!, seine Bedürfnisse zu be- 
friedigen , die besten Bildungsanstalten für die Kinder , 
Waren von allen Ecken und Enden der Welt. Die Pro- 
vinzial- und Hauptstädte sind die Sammelpunkte aller 

■) Ebenda S. 316. 
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Kapital- und Arbeitskräfte geworden; unter solchen Um- 
ständen kann man immer ruhig einen Zuwachs in der Ein- 
wohnerzahl der Städte erwarten, und wer eine Baustelle 
besitzt, weiss, dass sie von Jahr zu Jahr im Preise steigen 
wird. Nicht nur dieses alles mit Rücksicht auf jede neue 
Kanalisierung oder Verbesserung der Strassen, jede neue 
Parkanlage, jede neue Eisenbahn oder Strassenbahn, — alle 
Verbesserungen überhaupt kommen dem Eigentümer des 
Bodens zu gute, weil sie die betreffende Stadt für eine 
Reihe Menschen als Aufenthaltsort anziehender und be- 
gehrenswerter machen. Sogar wenn ein neues Haus erbaut 
wird, steigt der Preis der benachbarten Baustellen. 

Die Absicht der Regierung, durch die Befreiung ein 
Geschenk dem Erbauer des Hauses zu machen und da- 
durch die Wohnungen zu vermehren und als Wirkung 
davon dife Miete herabzudrücken, muss sich für die modernen 
Grossstädte als erfolglos erweisen. Die erhoffte Besserung 
in den Wohnungsverhältnissen, wird in eiiier stillstehenden 
oder zurückgehenden Stadt sogar ohne Begünstigung von 
Seiten der Regierung eintreten. Aber in einer modernen 
Stadt dürfte man solche Besserungsresultate nur erwarten, 
wenn es möglich wäre, Wohngebäude in der Luft zu er- 
bauen. Wenn wir sehen, dass nur noch wenige Bau- 
plätze (meistenteils gar keine) in den Punkten unbebaut 
sind, in den Verkehrsgegenden der grösseren Städte, in 
welchen die Wohnungsnot am allerschärfsten zum Ausdruck 
kommt, (z, B. in Wien und Berlin), so müssen wir mit 
Engel übereinstimmen, dass der Besitzer des Grundeigen- 
tums in Grossstädten ein doppeltes Monopol besitzt, erstens 
weil sein Bauplatz an und für sich keine Konkurrenz hat, 
und zweitens, weil es unmöglich ist, ihn zu vermehren. Jedes 
auf früher unbebautetem Terrain neu errichtete Gebäude 
vermindert die Baustellen und erhöht die Preise der Bau- 
stellen überhaupt. Jede vermehrte Nachfrage nach 
Wohnungen oder Geschäftslokalen erhöht die Preise der- 
selben und dadurch den Preis des Grund und Bodens. 
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Man darf nicht vergessen, dass der Preis des Grund und 
Bodens durch die Mieie und letztere durch die Lage be- 
stimmt ist, und dass das Ganze eine Wirkung der Fortschritte 
ist; keine neuen Häuser würden errichtet, wenn nicht eine 
beständige Nachfrage nach denselben vorhanden wäre. 
Es ist möglich, dass in einer Stadt, in welcher kein leeres 
Zimmer vorhanden ist, doch die Mietspreise ohne Steige- 
rui^ jahrelang dieselben bleiben, aber eben so gut auch 
kann es sein, dass in einer Stadt, in welcher der Zuwachs 
an Wohnungen schneller ist als die Vermehrung der Ein- 
wohnerzahl, die Miete fortwährend in Steigerung sich be- 
findet. Z. B. im Jahre 1884 wählte der Magistrat der Stadt 
Berlin einen Ausschuss, der die Steigerung der Miete unter- 
suchen sollte. Dieser Ausschuss nahm das Decennium 
der Jahre 1868 bis 1878, Seine Untersuchung erstreckte 
sich Ober verschiedene Stadtteile, und zwar umfasste sie 
46 verschiedene Strassen und in jeder Strasse alle Gebäude, 
in welchen während der 10 Jahre gar keine Änderung 
eingetreten war, sodass die Mietspreise wUhrend der Zeit 
tür genau dasselbe Objekt bezahlt wurden. In jedem Falle 
ist eine bedeutende Steigerung der Miete eingetreten, und 
zwar kommt die niedrigste Steigerung am Hafenplatz mit 
36,52" /o vor, die höchste in Notiz Str. mit )06,74''/o. 
Nur in 2 Fällen war die Erhöhung weniger als 40"/o, und 
im Durchschnitt betrug sie 63,4*'/o. Da in dieser enormen 
Steigerung der Miete alle Verbesaerungen, Zu- oder Um- 
bauten ausgeschlossen waren, sodass sich die ganze Erhöhung 
nur auf die Lage gründete, zeigt dieses Beispiel klar und 
deutlich, daas man es hier mit einem intensiven Monopol 
zu thun hat. 

Stellen wir das ganze Verhältnis tabellarisch dar, so 
erhalten wir folgendes Bild: 
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Die Steigerung der Mietspreise in Berlin in den 
Jahren 1868—78. 
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Aus diesen Ziffern sehen wir, wie wenig der 
Wohnungsnot durch eine blosse Vermehrung der Wohnungen 
abgeholfen wird. Hier haben wir eine Steigerung in der 
Einwohnerzahl von 43,4"/o, aber die Zahl der Wohnungen 
ist noch mehr gestiegen und zwar um 59,6"/o; trotzdem 
ist ein Steigen der Mietspreise zu konstatieren. Wenn 
wir die leerstehenden Wohnungen betrachten, so finden 
wir, dass im Jahre 1868 sie 3,8f/o aller vorhandenen 
Wohnungen umfassten. Im Jahre 1878 hat sich der Pro- 
centaatz der leerstehenden Wohnungen fast verdoppelt, und 
sie betragen 7,''9'7ii der gesamten Zahl der Berliner 
Wohnungen, Trotz aller dieser günstigen Faktoren, welche 
die Miete herabdrOcken sollen, hat sich der Mietspreis der 
Wohnungen stets gehoben, sogar bis um 63,40/0. 

') Leider müssen wir dio Einwolinerzahleii der Jahre 1867 und 1877 
gebrauchen , weil die Zahlen für die Jahre 1668 und 78 Dicht vor- 
handen waren. 
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Es könnte eingewendet werden, dass obige Ziffern 
nur für Berlin gelten, und die Zahlen für Wien, wo 
zeitliche Gebäudeateuerbefreiung von jeher bestanden hat, 
sich anders stellen würden. Zuerst dürfen wir uns erlauben zu 
erklären, dass för Berlin die Daten für die Jahre 1868 bis 
1878 genommen wurden, weil nur für diese Jahre genaue 
Untersuchungen der Steigerung des Mietszinses vorhanden 
sind. Wir hätten die Jahre 1880—1890 lieber nehmen 
sollen. Für Wien aber haben wir diese Jahre^ genommen, 
oder besser gesagt die Jahre 1880 — 1889. 
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Auch hier sehen wir eine Steigerung des Mietszinses 
und dabei Zustände , die gewöhnlich als zinsermässigend 
angesehen werden. Im Jahre 1880 betrugen die leerstehenden 
Wohnungen l^/o der gesamten Zahl, im Jahre 1892 
S^/t. Während derselben Zeit ist der Mietszins um 
19,7"/o gestiegen. Im Jahre 1880 betrug die Summe 
aller Mietszinse in der Stadt Wien 53986656 fl., im 
Jahre 1 889 64631077 fl- Hier haben wir ähnliche 
Zustände wie in Berlin, d. h. eine Zunahme in der 
Zahl der Wohnungen um 33" /o (Berlin 37''/o)- d. i, mehr als die 
Vermehrung der Einwohnerzahl, auch während derselben 
Zeit eine Verdoppelung des Procentsatzes der leerstehen- 
den Wohnungen, und doch untsr solchen günstigen Um- 
ständen eine Erhöhung des Mietszinses. 

Dies? Zustände widersprechen der gewöhnlich 
aufgestellten Behauptung, dass, wenn die Zahl der 
Wohnungen rascher zunimmt als die Zahl der Bevölkerung 
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einer betreffenden Stadt, der Mietszins erniedrigt wird; 
z. B. von Myrbach sagt: „Die Besitzer neuer Häuser 
wären auch in der Lage, die Wohnungen billiger zu ver- 
geben als die der alten , doch treten wirkliche Er- 
mässigungen nur dann ein , wenn der Zuwachs an Be- 
völkerung und an Wohlstand mit der Zunahme der Wohn- 
gebäude nicht gleichen Schritt halt, was, wie die Erfahrung 
lehrt, sehr selten der Fall ist". Sollte dieser Fall aus- 
nahmsweise doch eintreten, so ziehen daraus die Wohnungsr 
mieter Nutzen und die Besitzer der älteren Mauser erleiden 
einen Verlust'). Es sind gerade al te, unveränderte 
Gebäude, die uns als Beispiele für Berlin dienen. Wir 
dürfen wohl sagen, dass diese Behauptungen sich kaum 
durch statistische Daten beweisen lassen. Wenigstens in 
Wien und Berlin beweisen die Verhältnisse gerade das 
Gegenteil, und man darf annehmen, dass in allen Gross- 
städten, welche unter Wohnungsnot leiden, die Zustände 
ungefähr gleich sein werden. Diese beiden Thatsachen, 
d. h. eine beständige Vermehrung der Zahl der leer- 
stehenden Wohnungen und eine fortwährende Steigerung 
des Mietspreises, scheinen in Widerspruch zu stehen. Es ist 
wohl einleuchtend, dass solche Zustände nicht zu derselben 
Zeit bestehen können. Wir wollen nun versuchen, eine Er- 
klärung für die durch die Statistik erwiesenen Erscheinungen 
zu geben. Natürlich ist immer festzuhalten, dass diese 
beiden Steigerungen nicht einen gewissen Grad über- 
schreiten können, dessen Höhe mit bestimmt wird durch die 
Wohnungsverhältnisse der betreffenden Stadt und auch 
teilweise durch die Grösse derselben. Die Vermehrung 
der leerstehenden Wohnungen drückt nicht so schwer auf 
den Mietszins als gewöhnlich angenommen wird, weil in 
der Gebäudevermietung immer ein Element des Monopol- 
verkaufes, d. h. das Element des grössten Reinertrages die 



) T. Mjrbacli, BeBtenemug der Gebäude id ÖBtcrreich und deren 
Befonn (S. 201). 
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Preisregiilierung bestimmt. In folgendem werden wir 
diesen Satz näher begründen. Die Rauverhältnisse ändern 
sich je nach der Grösse der Stadt und mit dem Zuwachs 
derselben sehr rasch. Mit dem Zuwachs der Stadt werden 
Wohngebäude fortwährend grösser und höher erbaut. 
Während in früheren Jahren meistenteils nur ein- und 
zweistöckige Häuser errichtet wurden, und auch ein be- 
deutender Teil der Baustelle unbebaut gelassen wurde 
als Gärten u. s. w., werden bei einer Zunahme der Stadt 
4- und 5 stöckige Häuser gebaut, und, anstatt etwas von 
der betreffenden Baustelle als Garten zu lassen, wird die 
ganze Fläche mit einem Gebäude bedeckt, welches aus 
Vorn- Hinter- und Quergebäude besteht. Die Einwohner 
sind stets schärfer in zwei ungleiche Glieder der Gesell- 
scha A geteilt und zwar in Mieter und Vermieter. 
„Wohngebäude erbauen", nur um zu vermieten, ist ein 
grosses und immer wachsendes Geschäft g.'^worden, aber 
statt nach älterem Stile kleine zweistöckige Vorderhäuser 
mit vielleicht 4 — 5 Wohnungen, baut man jetzt grosse fünf- 
stöckige Mietskasernen, die 15, ja 20 und mehr ver- 
schiedene Wohnungen enthalten. So kamen z. B. in Berlin 
im Jahre 1861 auf ein bewohntes Grundstück 48,3 
Personen, dagegen im Jahre 1886 66 Personen, was eine 
Steigerung um 40"/» bedeutet'). Nehmen wir an, 
dass ein Haus 5 Wohnbestandteile umfasst; wenn nun eine 
Wohnung leersteht, so ist dies schon '/j oder 20* « des Ge- 
bäudes, und ehe der Besitzer einen solchen Verlust fort- 
während erleiden will, wird er wahrscheinlich den Miets- 
zins des betreffenden Wohnbestandteiles erniedrigen. Wenn 
er aber ein Haus mit 20 Wohnbestandteilen besitzt, und 
ein Bestandteil leersteht, so sind nur 5»/o oder '/(o seines 
Gebäudes leer, und es kann leicht möglich sein, dass der 
betreffende Hausbesitzer lieber den Verlust an Zinsen für 
die eine Wohnung erleidet, als dass er den Mietszins 

■} Siebe Bertholj, Bd. Dl, Sclirifien des Vereius fUr Socialpolltik S. 203. 
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emiedriegt und er vielreicht dadurch gezwungen werden 
kann, den Mietspreis für alte Wohnungen verhältnismässig 
herabzusetzen, wie es in Wirklichkeit fast immer der Fall 
sein wird. Wir erlauben uns, durch ein praktisches Bei- 
spiel aus eigener Erfahrung dies zu bekräftigen. Vor drei 
Jahren hatte ein Hausbesitzer in Philadelphia. 12 Villen zu 
vermieten; sie lagen alle in derselben Strasse nebeneinander 
und waren ganz gleich gebaut und eingerichtet. 1 1 von 
diesen Villen waren zu 10 Dollars (40 M.) pro Monat 
oder im ganzen zu 1 10 Dollars vermietet, eine stand monate- 
lang leer. Oft hatte der betreffende Besitzer Gelegenheit, 
diese eine Villa zu 9 Dollars (36 M.) pro Monat zu ver- 
miethen, aber .venn er das gethan hätte, so hätte er alle zu 
9 Dollars vermieten müssen, und die 12 Villen, jede zu 9 
Dollars, hätten deshalb im ganzen nur 108 Dollars ein- 
gebracht. Aber „Nein", sagte er, „lieber kann die eine bis 
in die Ewigkeit leer bleiben, als dass ich sie um 9 Dollars 
vermieten will." 

Deshalb ist es unter den gegenwärtigen Verhältnissen, 
wo fast jeder Besitzer viele Wohnungen auf der- 
selben Baustelle hat, sehr leicht möglich, dass eine von 
diesen Wohnungen oft während langer Zeit leer bleiben 
kann, ohne dass die Miete dadurch sinkt, ja, sie kann 
sogar steigen. Wenn z. B. in diesem Fall in Philadelphia 
der Besitzer 10 seiner Villen zu 12 Dollars (im ganzen 
120 D.) hätte vermieten können, anstatt 11 zu HO D., so 
würde er es gethan haben. 

Diese fßr die ärmeren und Mittelklassen besonders 
ungünstigen Zustände werden durch zeitliche Befreiung von 
der Gebäudesteuer weder beseitigt noch gehoben. Weil 
um die Knotenpunkte des städtischen Verkehrs keine Bau- 
fläche unbebaut geblieben ist, so ist infolgedessen um sie 
herum nur eine bestimmte Zahl von Wohnungen zu haben. 
Wenn nun die Nachfrage nach Geschäftsräumen und 
Wohnungen in diesen Stadtteilen sich vermehrt, so steigen 
die Mietspreise ohne Rücksicht darauf, wieviel die Erbauung 
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der Häuser gekostet hat oder heute kosten würde, weil 
das Angebot von Wohnungen daselbst nicht willkürlich in 
demselben Verhältnisse zur steigenden Nachfrage vermehrt 
werden kann. Die Hausbesitzer fordern, wie Oberall so 
auch hier, für ihre Wohnungen so viel, als sie nur dafür 
bekommen können. Der hohe Preis der Wohnungen an 
den Knotenpunkten des städtischen Verkehrs, auch an denen 
der ganzen Stadt, sind die Folge der J^age des Baugrundes 
aber nicht die Folge des Preises desselben, umgekehrt 
aber ist der Preis der Baustellen dort und ebenso in allen 
andern Stadtteilen die Folge der Höhe der Wohnungs- 
mieten, welche sich bloss nach der Konkurrenz der 
Nachfrage, nach Wohnungen in der ähnlich gelegenen 
Umgebung der betreffenden Baustelle regelt. Die Nach- 
trage bestimmt die Mietspreise und diese den Preis der 
Baustelle. Angenommen, dass zeitliche Befreiung von der 
Gebäudesteuer die Baulust ermuntert, und dadurch die 
Nachfrage nach Baugründen verstärkt worden ist, so 
werden durch solche Umstände die Preise der Bauplätze 
erhöht. Mehrere Personen wollen sich ein Haus erbauen 
auf einer bestimmten Stelle , welche natürlich nicht ver- 
mehrbar ist, und deshalb kann der betreffende Besitzer 
den Preis nunmehr erhöhen, je mehr die Nachfrage nach 
der betreffenden Stelle wächst. Je grösser die Baulust, 
desto grösser die Nachfrage nach Arbeitern und desto 
stärker die Strömung nach der Stadt, und konsequenter 
Weise vermehrt sich dadurch die Nachfrage nach Woh- 
nungen , weshalb die Wohnungsfrage intensiver wird. Mit 
einer zwölfjährigen Befreiung von der österreichischen 
Gebäudesteuer zu 26^/30/0 kann man die Steuer mehr als 
vollständig amortisieren, sodass, wenn der Befreite die 
Steuersumme alle K Monate bei Seite legt und sie zu 67o 
(31/0 für das halbe Jahr) Zins auf Zins verzinst, nach Ab- 
lauf von 12 Jahren die Zinsen eines solchen ersparten 
Kapitals nicht nur seine ganze Steuerpflicht decken, sondern 
s<^ar noch 6,3S''lo jährlich mehr als seine Steuerpilicht 
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einbringen, sodass es anstatt einer hohen Gebäude- 
steuer für den Besitzer überhaupt gar keine Gebäude- 
steuer giebt. 1) 

Diese Ziffern beweisen, dass dem Erbauer des Hauses 
garnicht dieser kapitalisierte Steuerbetrag zu gute kommt, 
weil alle früher erbauten Häuser ohne solche Steuerb^ 
gOnstigung sich gut rentieren müssen , selbst wenn sie die 
landesübliche Steuer zahlen. Wenn dies nicht der Fall ist, 
kann keine Wohnungsnot vorhanden sein, und nur um 
Arbeit zu schaffen, lässt sich eine Steuerbefreiung nicht 
rechtfertigen, denn sie verschiebt nur die Zeit, in welcher 
gar keine Bauten unternommen werden, auf einen späteren 
Termin, wenn das Aufgebot die Nachfrage übersteigt In 
beiden Fällen kann also eine Begünstigung keinen Grund 
haben. Aber nehmen wir an, dass eine Wohnungsnot vor- 
handen sei, dann müssen alle bestehenden Häuser gut ren- 
tieren , d. h. das in Wohnungen investierte Kapital muss 
wahrscheinlich einen höheren als den landesüblichen Zins 
bringen. Wenn dies der Fall ist, so wird es genug Kapi- 
talisten geben, die sehr begierig sind, eine solche Ver- 
zinsung ihrer Kapitalien zu geniessen. Wenn das von jetzt 
ab in Gebäuden investierte Kapital eine Steuerbegünstigung 
in Aussicht hat, so werden die Kapitalisten im Konkurrenz- 
kampf eine grössere Kapitalsumme för den Grund und 
Boden zahlen, damit die Verzinsung auf der Höhe des 
landesüblichen Zinsfusses stehen bleibt. Nehmen wir als 
ein erklärendes Beispiel an, dass in der Strasse ein Haus 
steht, welches sich mit 1000 fl. rentiert. Das Grundstück, 
auf welchem es steht, hat vor kurzem 2000 fl. gekostet, 
der Bau des Hauses 8000 fl, , sodass der Mietszins 
lOo/o vom investierten Kapital beträgt. Aber es existiert 
eine Gebäudesteuer von 20" 'oi deshalb gewinnt der Haus- 
besitzer nur S^/o auf sein investiertes Kapital ; wenn aber 
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der landesübliche Zins nur 7''/o ist, rentiert sich sein Ka- 
pital gut Nun werden wegen Wohnungsnot neu erbaute 
Häuser von der Gebäudesteuer für 12 Jahre befreit. Neben 
dem schon erwähnten Haus ist noch eine Baustelle zu 
haben. Wegen des Gewinnes durch diese 12 jährige Be- 
freiung werden mehrere Kapitalisten eifrig geneigt sein, 
jetzt ihre Kapitalien in einem Gebäude anzulegen. Unter 
ihnen wird es sehr wahrscheinlich einen oder mehrere geben, 
die gerne bereit sein werden . ihr Kapital in einem Gebäude 
zu investieren , selbst wenn es sich nur zu dem landesüb- 
lichen Zins verzinsen sollte. Das auf dem betreffenden 
Grundstück zu errichtende Gebäude wird gerade wie das 
andere 8000 fl. zu bauen kosten. Deshalb werden sie 
geneigt sein, mehr als 2000 fl. für das Grundstück zu 
zahlen, und ihre Konkurrenz wird den Preis hinauftreiben, 
bis das über den ersten Betrag hinaus im Grundstück 
investierte Kapital den durch die Steuerbefreiung erwach- 
senden Mehrwert von 200 fl. Zinsen auf 12 Jahre verzehrt. 
Wie viel können sie in dem Haus und dem Grundstück 
investieren ? Wenn es nie mehr eine Steuer zu zahlen hätte, 
könnten sie 2500 fl. mehr zahlen, oder für das Grund- 
stück 4500 fl. und 8000 fl. für das Haus, im ganzen 
12500 fl., welche zu 1000 fl. Mietzins 8«/o bringen würden. 
Aber weil nach 12 Jahren schon das betreffende Gebäude 
Steuer zahlen muss, so werden nicht die ganzen 2500 fl. 
mehr gezahlt werden. Wenn unser Hausbesitzer, welcher 
eine 12 jährige Steuerbefreiung gentesst, die so und so viel be- 
trägt, an jedem Steuerfälligkeits-Termine 48,5''/o, welche 
Gruppe wir nach den Berechnungen des Steuerausschusses 
annehmen, ') von dieser Steuerschuldigkeit zurücklegt und zu 
6<»/o Zins auf Zins anlegt , so wird er bei Ablauf seiner 
Steuerfreiheit ein Kapital von 1718 fl. angesammelt haben, 
aus welchem er zu ö^/o eine jährliche Rente von 103,68 fl. 
beziehen wird, so dass er zur Entrichtung seiner nun effek- 

■) Heft 98. K. E. FinaDz-Ministeiinm. 
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tiv werdenden Steuerschuldigkeit von 200 fl, auch lemer- 
hin nur 96,92 fl. aus dem Hauserträgnisse zu nehmen braucht. 
Anstatt dem Mehr von 2500 fl. wird betreffender Käufer 
fOr das Grundstuck rund 1230 fl. mehr bezahlen. Sehr 
genau lassen die Preise der Bauplätze durch die ver- 
mehrte Nachfrage sich erhöhen, denn es giebt Kapi- 
talisten , die ihre Kapitalien zu dem landesüblichen Zins 
verzinsen wollen, und so werden die Vorteile der Steuer- 
befreiung nur den Grundbesitzern zufallen. Angenommen 
auch, dass die Baulust sehr ermuntert wird durch eine 
zeitliche Befreiung für Neubauten , so wird dennoch eine 
wirkliche vermehrte Bauthätigkeit nicht stark genug sein, 
den Zins herabzudrücken , wenn wir in Betracht ziehen, 
was wir früher über die Grösse der Gebäude und den Ein- 
fluss des Zuwachses an leerstehenden Wohnungen gesagt 
haben. Nachdem wir nachgewiesen haben, dass die Steuer- 
befreiung überhaupt nicht geeignet ist, der Wohnungsnot 
abzuhelfen, noch dauernde Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, 
werden wir in folgendem , indem wir uns auf den 
Standpunkt der Motive des Gesetzes stellen, nach- 
weisen, dass eine allgemein giltige Steuerbefreiung zu 
schädlichen Wirkungen führt. In einer Stadt, welche sehr 
langsam wächst und in welcher nur verhältnismässig 
wenig Häuser erbaut werden, wird wahrscheinlich 
keine Wohnungsnot auftreten. Solche Städte brauchen 
überhaupt keine Gebäudesteuerbegünstigung. Hierin liegt 
die Schwäche der österreichischen Gebäudesteuerbefreiung, 
wie Ratkowski») hervorhebt, dass sie eine Massregel von 
aligemeiner Geltung ist. Er meint, dass zeitliche Befreiung 
lokalisiert sein sollte, und nur in Anwendung zu bringen 
sei an „Stadtranden", wo die Preise der Baustellen noch 
monpolistische geworden sind. Er glaubt, durch eine 
solche Anwendung des Prinzips der Befreiung horizontal 



■) Zur Beaeitignng der WohnUDgsnot in OroBSStadtcn a s. w. Uat- 
kowBk;, Österr. OekoDomiat 1871 N. 21—28. 
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anstatt verticaler Ausdehnung der Stadt herbeizuführen, 
einen Zustand, den er für sehr wünschenswert hält. 

Eben solche Motive hatte der Gedanke Josephs II, 
zur Grundlage, und sie sind die einzig richtigen, wenn 
man überhaupt Befreiung haben will. Doch selbst in solchen 
Fällen wird, was eigentlich immer vermieden werden sollte, 
die Begünstigung zum Vorteil des Grundbesitzers sein. 
Nach jahrelangem Probieren hat die österreichische 
Regierung in den Motiven des Gesetzentwurfs für Neu- 
Zu- und Umbauten folgendes Urteil abgegeben: 

„Und ungeachtet dieser weitgehenden Begünstigungen 
ist mit denselben dem Mangel an Wohnungscalamität nicht 
begegnet worden. Der Mangel an Wohnungen machte 
sich vielmehr in den grossen Städten gerade in der Periode 
besonders geltend, in welche jene Begünstigungen fallen. 
Dagegen trat die Erscheinung hervor, dass durch die aus- 
gedehnten Steuerfrei jähre der Wert der Baugründe durch 
Hinzuschlag des durch die Steuerbefreiung erziehen 
Steu er kapital s sich sehr bedeutend steigerte, der Gewinn 
somit dem Besitzer der Bauarea, nicht dem Erbauer des 
Hauses zu gute kam, welcher dann auch ausser Stande 
ist, den durch die lange Steuerfreiheit erzielten Vorteil in 
dem Preise des geforderten Mietszinses zum Ausdruck zu 
bringen, da dieser schon durch das Mehr des Grundwertes 
absorbiert ist. So äusserte denn die Steuerbefreiung in 
den meisten Fällen ihre Wirkung dort, worauf sie nicht 
gezielt war, und konnte daher keinen Einfiuss auf die 
Preise der Miete ausüben, somit auch zur Hebung der 
Wohnungsnot nicht beitragen"'). 

Auch femer in der IX. Session des Hauses der Abge- 
ordneten wurde die Nutzlosigkeit eingestanden: „Freilich 
muss zugegeben werden, dass infolge der Steuerbegünstigung 
die betreffenden Baugründe im Werte steigen werden. Die 
Steuerfreijahre sind wohl kein Geschenk für die Hausherren 
. . , . aberimmerhin einePrämie für dieBesitzerder betreffenden 



>) VIU. Session des Beichsrats. 47 Beilagen S. 311fi. 
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Baugründe , welche infolge des Gesetzes mehr gesucht 
werden als bisher.')" 

Im Bericht des Finanzausschusses vom Jahre 1873 
über diese Frage wird berichtet ; „Der Finanzausschuss 
ist nach reiflicher Erwägung zu dem Beschlüsse gelangt, 
positive Aufträge bezüglich einer weitergehenden Steuer- 
befreiung bei Um- Zu- und Neubauten dermaleo dem 
hohen Hause nicht zu stellen. Die Gründe, welche ihn 
bei diesem Beschlüsse leiteten, beruhen auf der Ansicht, 
daas die auf einem grossen Teile der Bevölkerung schwer 
lastende Wohnungsnot in ihren beiden Erscheinungs- 
formen , dem Mangel an Wohnungen und den sehr ge- 
steigerten Mietspreisen, umfassender und mehr zusammen- 
wirkender Massregeln bedarf als der blossen Gewährung 
von Steuerbegünstigungen, die nach dem Erachten des 
Finanzausschusses durchaus Iceinen entscheiden- 
den Einfluss auf die vorliegende Frage ausüben können.*)" 

Wir wollen nur noch einige Sätze als Zeugnisse gegen 
diese Begünstigung hinzufügen. Abgeordneter Dr. Sax 
sagt: „So erklärt es sich auch, dass dieHolfnungen, welche 
man in früheren Jahren zu wiederholten Malen an der- 
artige, und zwar sehr weitgehende Steuerbefreiungen ge- 
knüpft hat, hinsichtlich einer Herabminderung der Wohnungs- 
not nicht eingetreten sind" und femer: „Es wurde zwar 
sehr viel gebaut , die Wohnungen werden aber immer 
teurer; warum ist dem so? Aus dem einfachen Grunde, 
weil der Wert der Steuerbefreiung infolge des aufsteigenden 
Ganges Niemand anderem als dem Grundbesitzer zu gute 
kommt ; weil sich die Steuerbefreiung in einer ganz ver- 
hättnissmässigen Erhöhung des Wertes der Grundrente 
und des Grundpreises äussert, aber in gar keiner Weise 

■) VvrikandlungeD des Hauses der Abgeordneten des östorr. Reichsrata. 
IX. Seesion. 49. BeUnge. S. 7. 

»j Bericht des FinanzansBchuBBes über den Antrag des Dr. Ritter von 
Mcyerhofer etc. wegen Bebebiing der Wohnungsnot durch Gewährung 
einer weitergehenden Steuerbefreiung, 188. Beil&ge zu den Steuer- 
protokoUen des Abgeordnetenbanses. VII. Session S. 1618. 
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dem BaufOhrer durch Kapitalisten oder dem Wohnungs- 
mieter zu gute kommt'). Abgeordneter Dr. v, Ptener, 
einer der allertüchtigsten und scharfsinnigste» der öster- 
reichischen Staatsmänner, sagt: „Wir sind der Meinung, 
das« die Steuerfreiheit für Neubauten theoretisch unzweifel- 
haft die Bedeutung hat, dieGrundrente des betr Baugrundes 
zu erhöhen, resp, den Preis der Baustelle in die Höhe zu 
treiben", und weiter; „Die Besitzer von BaugrOnden gemessen 
schondurchdie Natur der Lage der Baugründe ein natürliches 
Monopol, und durch die Gewährung der Steuerfreiheit 
wird dieses Monopol nur gesteigert und prämiirt, indem 
sie nicht zu befürchten haben, dass durch ein grösseres 
Angebot von anderen Wohnungen ihre Grundrente wieder 
herabgesetzt werde"*). Eine allgemeine auf allen Ländern 
und Orte gleichmässig durchgeführte Masaregel ist über- 
haupt ungerechtfertigt und verliert fortdauernd auf 12 
Jahre festgestellt, ganz und gar ihren Ermunterungseinfluss. 
Denn es ist mit diesen Reizmitteln gerade so wie mit 
anderen; derjenige, welcher sie braucht, gewöhnt sich an 
ihren Gebrauch, und soll die Wirkung nachher immer noch 
fortdauernd einwirken, so muss man diesen Keiz fortwährend 
steigern und stärken. 

Je höher die Steuer, destoweniger lässt sich die 
Steuerbefreiung rechtfertigen weil dann das Geschenk an 
den Baustellenbesitzer um so viel grösser wird. 

Im Jahre 1890 waren in ganz Oesterreich der Gebäude- 
steuer unterworfene Häuser 3045276 8), Die Zahl der ganz 
oder teilweise aus dem Titel der Bauführung von der Steuer 
Befreiten betrug 17?322, welche 3,80/0 der Zahl der der 
Steuer unterliegenden Gebäude bilden. In demselben Jahre 
belief sich der Gesamtbetrag der zahlbaren Gebäudesteuer 

') Sten, Protokoll Hans der Abg'n. 90 Session 50. SitznnR um 2i. Fehr. 

1880 Seite 1477 n. 78. 
°) ebenda Seite 1617. 
') Die üestuntgebäadesleuer tür die Jabre 1888, 1889 und 1890 r. K. 

E. Finanz-Miiiisterium. 
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auf 31070080 Fl.'). Die Summe der 5o/o Steuer von hauszins- 
steuerfreien Gebäuden betrug 1906403 Fl.'). Die ganze 
Summe der Steuer also 32 976 483 Fl. 

Der Steuerbetrag, welcher von jenen Giebäuden wegen 
bewilligter Baufreijahre nicht entrichtet worden war, hätte 
11 747 466 FI. betragen, was 37,80/0 des Gesamtsteuer- 
betrags (ohne die 5i>/o Steuer) bedeutet. Wie wir constatiert 
zu haben glauben, verteilt also die Regierung den Betrag 
von H 747 466 Fl, unter diejenigen Personen, die am aller- 
wenigslens ein solches Geschenk von der Gesellschaft 
empfangen sollen, d. h, unter die Besitzer von Grund und 
Boden der Städte, weil eben, so wie so, vieles was die 
Gesellschaft leistet , ihnen (den betr. Grundbesitzern) zu 
gute kommt. Von Myrbach hat völlig recht, wenn er 
sagt : „Die Einzigen , die aus der zeitlichen Steuerbefreiung 
Nutzen ziehen , sind in der Rege! in aufstrebenden Orten 
die Besitzer von Baugründen. Unter diesen Umständen 
wäre sie zweifellos gänzlich aufzuheben und der dadurch 
erzielte Mehrertrag an Steuern zu einer allgemeinen Herab- 
setzung der Steuersätze zu verwenden"^). Wir wollen 
in folgendem an der Hand der Statistik berechnen, in 
welcher Grösse eine Steuermässigung durchgeführt werden 
könnte, freilich nicht vollkommen genau, nur annährend, 
da leider die Ziffern nicht vollständig vorhanden sind. 
Der gesamteNetto-Mietszinsertrag derder Hauszinssteuer (von 
26a/8''/o) unterliegenden Gebäude betrug: 105 382 892 Fl.*) 

Der Ertrag der unter § 1 Lit. a. 25 098 369 „s) 

des Gesetzes vom 9. Febr. 1882. 130 481 261 Fl. 

§ 1 lit.b.«) des Gesetzes vom 9. Febr. 1882 10 908 961 

141390 222 Fl. 

^TabeÜe VIU. 

^) Tabelle Ü. 

') T. Myrbaoh Seite 202. 

*) Tab. Ul. 

») Tab. V. 

•) Tab. VL 
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Der gesamte Netto-Mielszina, der auf steuerfreie Ge- 
bäude entfiel,') betrug im Jahre 1890; 46 332 040 Fl., das 
sind rund 33''/o des steuerpflichtigen Mietszinses. Wenn 
nun bei der Hauszinssteuer keine Befreiung wäre, würde 
anstatt 141 390 222 Fl, der Mietertrag der der Hauszina- 
st euer unterliegenden Wohnungen 187722262F1. betragen, und 
um diese Summe von 27426215 Fl. bei der Hauszinssteuer zu 
erheben, muss man eine 14,6"/o Steuer auf den Nettomiets- 
zins auferlegen. Die Hauszinssteuer beträgt durchschnittlich 
ungefähr Zi'^jo, und wenn es keine Steuerbefreiung gäbe, 
könnte dieser Prozentsatz auf 5/8 herabgesetzt werden, 
ohne dasa der Staat eine kleinere Einnahme von der Ge- 
bäudesteuer beziehen würde. Die der Hausklasesnsteuer 
unterliegenden Gebäude befmden sich entweder auf dem 
flachen Lande oder in Dörfern und kleinen Städten. In 
solchen Gegenden liegt kein Grund vor, solchen Gebäuden 
eine Steuerbegünstigung zu geben. 

Ausserdem ■ zahlen diese Gebäude verhältnismässig 
lange nicht so viel an Steuer als diejenigen, welche der 
Hauszinssteuer unterliegen. Jnama-Stemegg hat einen Ver- 
gleich angestellt, welcher das Verhältnis zwischen dem 
Mietswert und dem Verkaufswert der wirklich verkauften 
Gebäude zeigt. Bei den der Hauszinssteuer unterliegenden 
Gebäuden ist das Verhältnis zwischen Mietswert und Kaufs- 
wert 1 ; 1,28, bei der Ha usklassen Steuer ^) 1:3,18, 

Die Steuer zu veranlagen nach der Zahl der Wohn- 
räume, ohne andere Eigenschaften zu berücksichtigen, ist 
höchst willkürlich. Wenn z. B, gesagt würde; „Ein Haus 
hat zehn Wohnbestandteile", wer kann dann ohne weiteres 



■) öaterr. statistische Monatschrift XIV. Jahrg 1888 S. 271 fl. 

°] Da de Mietsweit der der HaasklaEsena teuer unterliegenden Oe- 
häade nicht bekannt war, so wurde angeDommen , daas die Eaus- 
klassensteaer 20",> des Bruttozinserirages betrage, nuil der Miets- 
wert wurde gelunden durch Kapitalisirung des BruttozinserCrags zn 
6%, d. h. die Gebäudesteuer wird mit 100 mal tipli eiert 
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sagen, ob es eine schöne Villa, ein einfaches Haus im 
Walde aus gefüllten Bäumen erbaut, oder ob es aus Granit 
gebaut worden ist. Wenn gesagt wird, dass ein Haus drei 
Wohnbestandteile umfa:st, wie ist es dann möglich, aus 
dieser Bestimmung einen Begriff des Ortes zu erhalten ? Ob 
das betr. Haus gerade ausserhalb der Grenze einer Haupt- 
stadt an dem Ufer eines schönen Sees oder ob es in einem 
kleinen Winkel der Erde versteckt ist, kann aus dem ab- 
stracten Ausdrucke »drei Wohnbestandteile" nicht ersehen 
werden. Nun ist der objektive Nutzungswert eines Wohn- 
gebäudes bestimmt durch zwei Merkmale, erstens durch 
die Art und Weise der Bebauung und zweitens durch die 
Lage. In der Veranlagung einer Objektsteuer , wie der 
Gebäudesteuer, sollte keine Rücksicht auf das Steuersub- 
jekt genommen werden. Ferner da die Hausklassensteuer 
blos nach der Zahl der Wohnräume auferlegt wird, kommt 
man in dieser Richtung wieder zu grtUen Ungleichheiten. 
Der Wohnraum mag gross oder klein, hoch oder niedrig 
sein ; er kann mit Smyrna-Teppichen belegt sein, oder der 
Fussboden kann aus unbehobelten Brettern bestehen ; er 
kann ein kleines einscheibiges Fenster besitzen oder er 
kann erhellt werden durch viele Balkon-Fenster, er kann 
so liegen, dass vom Fenster aus nichts weiter zu 
sehen ist als ein dunkeles Gässchen, oder gerade gegen- 
über kann eine schöne Parkanlage liegen, und weiter hinaus 
können die Türme und Dächer der Haupt- und Residenz- 
stadt Wien sich emporheben. Aber für die Finanzbehörde 
wird jedes dieser beiden Zimmer in dem Finanzumjage- 
buch als „Ein Zimmer" bezeichnet und nur in soweit be- 
rücksichtigt, dass wenn die Hauser die gleiche Zahl von 
Wohnbestandteilen besitzen, jedesZimmer eine gleicheSteuer- 
quote zahlt. Dabei kommt noch die fernere Ungleichheit in 
Betracht,dass,wenn das kleineZimmer in einemG:;bäude Hegt, 
welches 25 Wohnbestandteile in sich fasst, 5 Fi. an Steuer 
zu zahlen sind, dass dagegen das grössere schönereZimmer in 
einer schönenVilla,die f üntWohnzimraer um£asst,nur IFl. 1 OKr. 
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an Steuer zu entrichten hat. Wenn man diese thatsäch- 
lichen Zustände ins Auge fasst, so klingt, was SchHffle über 
diese Steuer äussert, fast ironisch. Die österreichische 
Hausklassen Steuer ist tör die zur Hauszinzsteüer nicht heran- 
zuziehenden Gebäude im ganzen wohl gerechtfertigt. Die 
Klassenbesteuerung, sei es nach der Zahl der nach aussen ge- 
kehrten Thüren und Fensteröffnungen, sei es nach der 
Zahl der Stockwerke und Wohngelasse, ist jedenfalls 
besser als die Herrschaft der Willkür und Un- 
gleichheit. Diese Besteuerung ersetzt die spezielle Er- 
mittelung des Mietwertes durch objektive für den ganzen 
Staat gleichmässige Merkmale des Nutzungswertes. ') 
Wagner hat den Kern der Schwäche getroffen, indem er 
sagt: ,,Principiell am richtigsten mächte die österreichische 
Eiausk lassen st euer sein, nur mQsste sie noch etwas mehr 
Merkmale der Klassifikation anwenden, Ortsklassen einfügen 
und im Verhältnis zur Hauszinssteuer dort höher sein-''^) 

Die Richtigkeit dieser Beurteilung wird deutlicher 
hervortreten in folgender Erörterung der Frage des Ver- 
hältnisses des Haus klassenst euer Werts zum Kauf wert. 

Wenn wir etwas genauer das Verhältnis des Steuer- 
werts zum Kaufwert betrachten , so finden wir sehr grobe 
Unterschiede in den verschiedenen Gegenden der Oester- 
reichischen Monarchie. Oben haben wir schon die Haus- 
zins- und Hausklassensteuer in Betreff des Verhältnisses 
ihres Steuerwertes zum Kaufwert verglichen, aber einen 
klaren Begriff von Ungleichheit in der Belastung der 
Haus klassenst euer auf den Realitaeten bekommt man erst, 
wenn man das Verhältnis des Steuerwertes zum Kautwert 
bei dieser Steuer in mehreren Finanz-Bezirken in Betracht 
zieht. Solche Beispiele werden wir aus der schon früher 
erwähnten Arbeit von Inama-Sternegg entnehmen können'). 

') Steuerpolitik 8:^ito 317. 

*) Über direkte Steuern. Abhandlung in Schöuburgs Handbuch 

m. Anfl. Bd. 3. S. S6R. 
') XIV. Jahrg. der Statist. MoDstsBchrift S. 271 ff. 
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Im Finanz-Bezirk Wien ist das Verhältnis zwischen 
Hausklassensteuer wert und Kaulwert l : 7,76 

in Korneuburg 1 : 2,13 

in Stein 1 : 3,39 

in St. Polten I : 6,91 
in Niederösterreich überhaupt 1 : 2,67- 

Zwei von diesen Städten Hegen an der Donau, 
westlich von Wien, und eine liegt nördlich. Aus diesen 
Ziffern kann man heraus lesen, wie die Wirklichkeit 
ist, d. h. das Verhältnis dieser Ortschaften zueinander in 
Betreff ihrer Grösse und Fortschritte; Korneuburg ist ein 
kleines Dorf, von Stein und St, Polten , die beide an der 
Donau liegen, ist das Zweite viel grösser und bedeutender. 
Es liegt in der Natur der Sache, dass der Kauf- oder, 
was in Wirklichkeit dasselbe ist, der Nutzungswert 
eines Wohnbestandteils in den Beiden verschieden sein 
muss. 

Nehmen wir ein paar Beispiele aus Oberöster reich, 
so finden wir z. B. im Finanzbezirk Linz, dass das Ver- 
hältnis zwischen Steuerwert und Kaufswert 

1 : 5,61 ist, dagegen in 
Ried I : 3,10 und durchschnittlich in der ganzen 

Provinz 1 : 4,22 

In Salzburg ist das Verhältnis am allergünstigsten 
und zwar 1 : 1.58. In Galizien sind die Ungleichheiten am 
allerschroft'sten, so ist in Przemiysl das Verhältnis zwischen 
Steuerwert und Kaufwert 

1 : 8,87 
in Sandez 1 : 0,60 

in Tamopol 1 : 0,42. 

Hier finden wir in Galizien einen Unterschied in der 
Steuerleistung im Verhältnis zum Kaufwert von 1125''/oI 

Diese Beispiele zeigen, welche grobe Ungerechtigkeit 
und schwere Verlegenheiten entspringen , sobald man ver- 
sucht, eine Steuer gleichmässig zu verlangen, auf Objecte, 
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welche, gleich im Namen aber ungleich in Eigenschaften, 
in allen Elementen zur Bedürfnisbefriedigung sind. 

Über die Klassification sagt Freiberger: „Die 
österreichische Hauskiassens teuer ist keine Vermögens- 
sondern eine (suppletorische) Ertragssteuer, dem Tarife 
liegt auch eine wohJdurchdachte Herechnung der Ertrags- 
fähigkeit zu Grunde (Zins wert eines Wohnbestandteiles 
10 — 14 fl., Steuer hiervon 14"/o)i)". Doch, wenn wir die 
Tarifsätze der verschiedenen Klassen näher betrachten, 
sehen wir, dass eine „wohldurchdachte Berechnung" ganz 
und gar fehlt. Z. B. zahlt ein Wohnbestandteil der 
untersten iXVI.) Klasse an Hausklassensteuer 1,50 fl. aber 
in der XV. Klasse, welche Gebäude mit zwei Wohnbe- 
standteilen umfasst, zahlt jedes Zimmer durchschnittlich 
bloss 85 kr,, da beide zusammen 7,?0 fl. zahlen, oder für 
das zweite Zimmer nur 20 kr mehr gezahlt werden. Wenn 
der Mietertrag des ersten Zimmers zu 10 fl. angenommen 
wird, so beträgt die Steuer von I fl. 50 kr, ungefähr H^/o. 
Aber wenn das zweite Zimmer zu 10 fl. Mietertrag be- 
rechnet wird, so wird es mit 2'>/o besteuert. Der ,wohl 
durchdachte Plan" scheint nicht durchgeführt worden zu 
sein. Die Begründung derTarifsätze erscheint als eine höchst 
willkürliche. Wenn derdurchschnittlicheMietspreis der Wohn- 
bestandteile in Betracht gezogen wird, so findet man, dass 
die Besteuerung eine degressive ist bis auf die 14. Klasse, 
dagegen die Steuer jedes neu hinzukommenden Wohn- 
bestandteiles der nächst höheren Stufe progressiv wächst. 
Bei der 13. Klasse fängt die Steigerung des durchschnitt- 
lichen Steuerbetrages an. In dieser Klasse zahlt jeder 
Wohnbestandteil 1,22'/^, aber gleich in der nächst höheren 
Klasse d. h. der 12., sinkt danu durchschnittlich jedes 
Zimmer auf 1,10 fl. Von dieser Stufe an steigt der durch- 
schnittliche Steuersatz eines Zimmers fortwährend, aber 



') Freiberger, Handbach der östuireicliischen direkten Steuern. Seite 
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nicht nach irgend einer Regel, sondern in willkürlicher 
Weise.Nur ein paarBeispiele werden genügen, dieseThatsache 
in ein deutlicheres Licht zu bringen; z. B. jeder Wohnbe- 
standteil in der 12. Klasse (Gebäude, die 5 Wohnbestand- 
teile haben) zahlt an Steuern 1,10 fl., in der U. Klasse 
(Gebäude mit 6 Wohobestandteilenl l,66»/s fl.; in der 10. 
Klasse (Gebäude mit 7 Wohnbestandteilen) zahlt jeder 
Bestandteil 2,46^/7 fl. In der 9. Klasse {Gebäude mit 8—9 
Wohnbestandteilen) zahlt jeder Wohn best an dteil entweder 
2,347 fl. oder 2,50, und so geht es weiter ohne Regel oder 
leitende Gesichtspunkte bis auf die erste Klasse (36 - 40 
Wohnbestandteile), in welcher für alle Wohiibeslandteile 
220 fl. zu zahlen sind. Wenn die Zahl der Wohnbestand- 
teile mehr als 40 beträgt, so muss auf jeden mehr vor* 
handenen Wohnbestandteil 5 fl. an Steuer gezahlt werden. 
Leider fehlen die statistischen Daten über den Einfiuss der 
Steuer auf die Art der Bebauung. Doch zwischen mehreren 
Stufen ist der Unterschied so bedeutend, daas die 
Steuer einen grossen Einfluss haben muss. Wenn 
z. B. ein Gebäude in die 12. Klasse eingereiht ist, so 
zahlt es im ganzen 5,50 fi. Steuer Wenn nun jemand ein 
Haus zum Selbstbewohnen bauen will, so weiss er, dass, 
wenn sein Haus 5 Wohnbestandteile umfasst, er nur 5,50 fl. 
zahlt, aber, dass er wenn er nur ein kleines Schlafzimmer dazu 
erbaut, so .dass statt 5 Wohnbestandteile sein Haus 6 umfasst, 
nicht nur für das hinzukommende kleine Zimmer, 
sondern auch noch für jedes Zimmer seines Gebäudes 56'/a 
kr. mehr an Steuer zahlen muss, oder im ganzen für das 
6zimnienge Haus 10 fl.; daher kann man sagen, lär das 
kleine Schlafzimmer muss er 4,50 ß. Steuer zahlen, fast 
so viel, als für die 5 Zimmer zusammen, wenn er das 
kleine nicht gebaut hätte. Besitzt man ein Haus, welches aus 
7 Zimmern statt aus 6 besteht, so muss man für das 7- Zimmer 
5 fl. Steuer zahlen, d. h. halb so viel als für die andern 6, 
wenn das 7. weggeblieben wäre. Bei solchen Umständen 
ist es sehr wahrscheinlich, dass die Gebäudeklassensteuer 
emen Einfluss auf die Bauart gehabt hat. 

D,g,t7cdb/GOOgIC 
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Wenn man die Häuser in ihren Verteilungsverhältnissen 
auf die verschiedenen Klassen betrachtet, so gewinnt man 
einen Einblick in die Wohnuogsverhältnisae der Bevölkerung 
auf dem flachen Lande , in den Dörfern und kleinen 
Städten. 

Im Jahre 1890 gab es in ganz Österreich 3045276 
steuerpflichtige Gebäude. ') Von diesen entlällen in die 
Kategorie der hauszinsateuerpflichtigen 40? 834.*) oder 
13,39", der Gesamtzalil. Ausserdem waren 117322 von 
der Steuer befreit „aus dem Titel der Bauführung**. Die 
hausklassensteuerpflichtigen Gebäude betrugen 2637442. 
Von diesen letzteren gehörten 38,77"/o*) der niedrigsten 
Klasse an, oder mit anderen Worten, es giebt in Öster- 
reich 1022536 Wohnhäuser, die aus einem Zimmer bestehen. 
In den einzelnen Kronländern ist der Procentsatz ver- 
schieden. So haben z. B. in Salzburg 4,47'',o der der Haus- 
klassensteuer unterliegenden Gebäude nur einen Wohnungs- 
bestandteil. In dem Küstenland betrug die Zahl solcher 
Gebäude 59,41''/o 

In Galizien 61,72"/« 

In Dalmatien 82,16°/o 

Diese ZilTeni deuten an, dass die Hausklassensteuer 
eine Verhinderung der Vermehrung der Wohnhäuser in 
den Gebäuden hervorruft. Ein indirekter Beweis liegt 
vielleicht darin, dass der günstige Procentsatz in Salzburg 
sich darauf gründet, dass es doch bis zum Jahre 1845 
keine solche Gebäudehausklassensteuer gab, sodass viel- 
leicht angenommen werden darf, dass im grossen und 
ganzen die ländlichen Gebäude erbaut wurden , ehe die 
Steuer eingeführt worden ist. Natürlich mag diese Ent- 
wickelung ebenfalls beeinflusst sein durch das alte kirch- 
liche Gesetz, betreffend die Trennung der Geschlechter 
von dem Zeitpunkt an, an dem die Kinder 7 Jahre alt 

') Tab. 8 des K. K. FiusDzininiiiteriDms Ton 1890. 

') Tab. a 

■) Statistische Honalascbrift. 14. J&hrgang. Seite 2T1 ff. 
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wurden, und über das gesonderte Schlafen der Dienst- 
boten. Hierzu kommt noch, dass das Bauholz damals von 
den Kirchen freigegeben wurde und dadurch ein jeder 
Bauer sein Haus ohne grosse Kosten bequem und gesund 
bauen konnte. Unter diesen Verhältnissen wird Salzburg 
von der Hausklassensteuer viel härter betroffen als die 
andern Kronländer. Hier fällt der Unterschied zwischen 
Hauszinssteuerwert , Hausklassensteuerwert und Kaufwert 
fast gänzlich weg. Die erste steht im Verhältnis zu dem 
Kaufwert wie 1 zu 1,12, die zweite zum Kaufwert wie 
1 zu 1,58. 

Was die Zahl der Personen anbetrifft, die auf einen 
Wohnraum entfallen, so stehen die Verhältnisse immer 
besser in Salzburg als in den andern Ländern. In Salz- 
burg kamen auf einen Wohnraum durchschnittlich im 
Jahre 1888 1,87 Menschen, 

In den Küstenländern 3,8? , 

In Galizien 4,43 ,. 

In Dalmatien 5 „ 

Selbst wenn die Steuer niedrig ist, wird niemand sie 
gerne zahlen, wenn er es vermeiden kann. 

Alle Gebäudesteuern versuchen den Nutzen eines 
Gebäudes in seiner Objektivität zu treffen. Entweder ist 
die Steuer auferlegt auf den wirklichen oder möglichen 
Geldertrag oder auf die Ertragsfähigkeit, welche durch 
äusserliche Merkmale festzustellen ist und ver- 
mutlich annäherungsweise den Ausdruck des Nutzwertes 
des betreffenden Hauses bildet. Solche äusserlichen Merk- 
male sind z. B. die Zahl der äusseren Thüren und 
Fenster in Frankreich der Flächeninhalt in Bayern, die 
Zahl der Wohnräume in Österreich. Diese Gebäudeer- 
trags- oder Gebäudenutzungssteuern sind vom Besitzer oder 
permanenten Nutzniesser zu bezahlen, aber ob er sie wirk- 
lich trägt, ist allgemein nicht zu entscheiden. Wir werden 
später noch auf diese Verhältnisse zurückkommen. 

Früher als der Besitzwechsel selten war, sah man 
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sich genötigt, alles Vermögen, Einkommen u. s. w. nach 
willkürlichen mechanischen Zahlen zu bestimmen , die in 
gemeinschaftlichen Eigenschaften des Objektes ihre Grund- 
lage hatten. Doch als der Besitzwechse! häufiger wurde 
und der Wert im Gelde zum Ausdrucke kam , war 
dieser Ausdruck eine bequeme, praktische und exakte 
Grundlage für die Auferlegung der Steuer. Trotzdem 
wird in einigen Staaten immer noch wegen Steuer technischer 
Schwierigkeiten die alte willkürliche und ungerechte Me- 
tode nach äusserlichen Merkmalen beibehalten. Diese 
Steuer liegt nach der österreichischen Hausklassensteuer 
ausserdem in ähnlicher Weise der Thür- und Fenster- 
steuer, (1' Impot des portes et fenetres) in Frankreich zu 
Grunde. Von dieser Steuer sagt Leroy-Beaulieu : aussi 
nous ne comprenons pas, comment on maintient dans un 
pays comme la France une taxe aussi deraisonnable que 
r impot sur les portes et fenetres. Une maison a 25 feng- 
Ires peut contenir une foule de petita logements et n'est 
pas necessairement une habitation de luxe.'} 

Alle Gebäudesteuern, die so auferlegt sind, dass sie 
die verhältnismässig beste Bebauung der Wohnhäuser ver- 
hindert, dass durch den Druck der Steuer Licht, Luft 
oder die Zahl der Wohnräume beschränkt wird, sind ver- 
werflich. 

Natürlich darf nicht angenommen werden, dass in 
Österreich 1022536 einzimmerige Häuser blos aus Wirkung 
der Hausklassensteuer bestehen; der Unterschied zwischen 
der 16. und 15. Klasse ist nicht so gross. Aber es ist 
nicht nur der Tarifsatz, welcher bezahlt werden muss, 
sondern es kommen auch die Bezirks-Schulbezirke und 
Gemeindezuschläge hinzu zu der Staatssteuer, welche wir 
bisher allei 
oft bis zu 



n berücksichtigt haben. Diese Zuschläge sind 
iner unerträglichen Höhe auferlegt und betragen in 



') Sciences des Finances, P. Leroy-Beaulieu, 4. Aufl. Band I, Seite 364 
tiDd 365. 
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vielen Gemeinden 300" /o der Staatssteuer; in ein- 
zelnen Gemeinden in Böhmen, Tyrol und Mähren 
steigen sie sogar bis auf 600 — 900*/o, sodass man von der 
Hausklassensteuer allein keinen richtigen Begriff der Steuer-' 
last gewinnt; erst wenn die verschiedenen Zuschläge in 
Betracht gezogen sind, sieht man, wie drückend diese 
Steuer ist; z. B, in Dalmatien, wo 82,16"/,) der hausklassen- 
steuerpflichtigen Häuser nur aus einem Wohnraum bestehen, 
sind die Zuschläge im Jahre 1890 in 322 Gemeinden (bei 
einer Gesamtzahl von 729) 100«/,-, und mehr; in 40 Ge- 
meinden betrugen sie zwischen 200— 3O0'J/o, sodass für 
ein Haus, welches aus 2 Wohnbestandteilen besteht, nicht nur 
1,70 fl. an Staatssteuer zu zahlen sind, sondern an Zuschlägen 
noch dazu 5, lOfl. kommen, sodass im ganzen 6,80 fl. anSteuer zu 
zahlen sind. Wenn ein Haus zu der 1 !. Klasse gehört, 
so sind an Staatssteuern 10 fl. zahlen, und es ist möglich, 
dass dann noch 90 fl. an Zuschlägen hinzukommen, d, ii, die 
Steuer im ganzen 100 fl. beträgt. Nehmen wir an , das 
Haus sei in der 12. Klasse anstatt der II, d. h. es bestehe 
aus 5 anstatt ö Wohnbestandteilen. In der 12. Klasse sind 
an Staatssteuern 5,50 fl. zu entrichten; angenommen* dass 
bOO^ic an Zuschläge zu zahlen sind, so werden im ganzen 
an Gebäudesteuer 38,50 fl. (5.50 fl. Staatssteuet und 33 fl. 
Zuschläge) entrichtet. 

Aber anstatt 5 Wohnbestandteiie möchte der be- 
treffende Hausbesitzer 6 Wohnbestandteile haben , dann 
muss er an Staatssteuern 10 fl. zahlen und ausserdem 60 
fl. Zuschläge, im ganzen 70 fl., und wenn er in einer Ge- 
meinde wohnt, wo 900" /o an Zuschlägen zu zahlen sind, 
muss er im ersteren Fall 5,50 fl. und 49,50 gleich 55 fl. 
und im zweiten Fall 10 fl. und 90 fl. gleich 100 fl. zahlen, 
sodass er im ersteren Falle für das hinzukommende 
Zimmer 31,50 fl. zahlt und im 2. Fall 45 fl. Unter 
diesen Umständen muss man annehmen, dass eine solche 
Gebäudesteuer einen bedeutenden Einfluss auf die Art 
der Bebauung übt. 
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Was Leroy-Beauli eu über die Thür- und Fenster- 
Steuer sagt, kann ebenso gesagt werden von allen Ge- 
bäudesteuern, die willkürlicli auferlegt werden. 

Ces indices sont donc insuffisants; ils sont meme dans 
!a plupart des cas d^cevants. L'impöt sur les Portes, les 
fenetres et les chemioees a d'autres inconvenients; il peut 
pousser certaines personncs, d'une economie exageree, a 
dinimer le nombre des ouvertures et la salubrit^ publique 
pätit alors d'un impot mal assis, Cette taxe a enfin un 
dernier malheur; eile blesse justement le sentinient public 
et a cuntre eile le prejug6 ou plutöt la conscience populaire; 
ce n'est pas lä un l^er defaut. L'imöpt sur les portes 
et fen&trea peut' passer pour un impöt sur l'air et sur la 
lumifere i). 

Dagegen meint Kauffman; Diese Abgabe (die 
Thür- und Fenstersteuer) ist denn auch vielfach kritisiert 
worden. Wenn man dabei indessen von einer Besteuerung' 
auf Licht und Luft sprach , so ist das wohl nur eine 
Phrase; es wird der Steuer wegen kein Fenster und keine 
Thür weniger gebaut, dafür ist sie viel zu gering^). 

Aber ist denn der Steuerbetrag eines Fensters so 
gering? Es gab in Frankreich 1885 8975J66 maisons, von 
welchen die Hälfte 5 oder mehr Offnungen hatten, so- 
dass sie den nächsten Tarifsatz nach dem Orte, in welchem 
sie gelegen war, zahlten. In einer Stadt von über 1005000 
Einwohner ist für jede Öffnung 8,5 fr.') zu zahlen mit 
einem durchschnittlichen Gemeindezuschlag von 5,95 fr. 
also im ganzen 14,45 fr. In der nächst niedrigen Stufe, 
d. h. in Städten, in welchen die Zahl der Einwohner 
zwischen 50000 und 100000 schwankt, ist für jede Öffnung 
7 fr. Staatssteuer zu zahlen und 4,90 fr. Zuschläge, oder 
in ganzen 11,00 fr., sodass allerdings die Steuer für die 

<) Scieaces de« Fioanceii Band I, 4 A.ufl. S. 364. 

') Fin.inzen FraiiUreicIis von Richard von Kauffraau, Leipzig 18^2 



1 cloB Finances Bd. I, S. i 
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ärmere Klasse nicht so bedeutend gering ist, und es 
kommt wahrscheinlich sehr oft vor, dass ein Fenster als 
ein Luxusstück angesehen wird. Man wird vollkommen 
überzeugt werden, dass die Thür- und Fenstersteuer in 
Frankreich eine Steuer auf Licht und Luft ist. Wenn 
man in Paris einige Stunden herumgeht, so wird man sehr 
viele Schlafzimmer finden, die ohnejede Öffnung nach aussen 
angelegt sind, und auch sehr viele Wohnzimmer, von denen 
i oder 3 zusammen ihr ganzes Licht und Luft durch 
ein gemeinschaftliches Fenster empfangen, und zwar 
liegen die 3 Zimmer nebeneinander, von einem Korridor 
durch eine Wand getrennt, deren oberer Teil aus Glas 
in fensterartiger Weise gemacht ist; der Korridor wird 
durch ein ganz einfaches Fenster beleuchtet. 

Wenn man die Zustände aufmerksam betrachtet, ist 
man überzeugt, dass die Besteuerung auf Licht und Luft 
viel mehr als eine „Phrase" ist. Im Jahre 1885 gab es in 
Frankreich 248352 Gebäude mit nur einer Öflhung und 
1827104 Gebäude mit nur 2 Öffnungen. ■ Es ist kein 
Zweifel, dass die geringe Zahl der Öffnungen in diesen 
Gebäuden durch den schweren Druck der Thüren- und 
Fenstersteuer veranlasst worden ist. Leroy-Beaulieu 
legt viel Gewicht auf die Thatsache, dass seit dem Jahre 
1846 die Zahl der Gebäude mit mehr Öffnungen und 
besonders mit 6 oder 7 oder mehreren Öffnungen sehr 
gewachsen, dagegen die Zahl der Gebäude mit einer 
Öffnung zurückgegangen ist, und jene mit 2 Offnungen 
nur in unbedeutender Weise gestiegen sind. Er meint, 
dass deshab heutzutage die Einwolmer Frankreichs besser 
wohnen als im Jahre 1846. C'est une preuve, entre bien 
d'autres des amellor ations de l'habitation de i'homme. 
(S. 371). Wenn blos die verhältnissmässige Zahl der 
Fenster pro Gebäude in Betracht gezogen wird, kann man 
nicht daraus ersehen, dass die Leute besser wohnen als 
früher, weil es ganz natürlich aus dem Grunde erfolgt, 
dass heutzutage in den Städten kaum ein Gebäude erbaut 
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■wird mit weniger als 6 Fenstern, weil nur noch sehr 
wenig Gebäude mit weniger als 3 Stöcken gebaut werden. 
Auch kann man annehmen, dass ein sehr grosser Zuwachs 
in der Zahl der reicheren Leute eingetreten ist, die 
natürlich sich wenig durch eine Thür- und Fenstersteuer 
beeinflussen lassen. Ferner haben sich die Produktions- 
verhältnisse sehr geändert, da die Gewerbetreibenden bis 
:zum Jahre 1822 meistenteils Handarbeiter waren und die 
Arbeiter in demselben Zimmer wohnten und arbeiteten. 
Jetzt werden fast alle Produicte in besonders dazu ge- 
bauten Gebäuden fabriziert. Solche Gebäude besitzen 
immer sehr viele Fensfer; unter solchen Umständen wird 
■ein verhältnismässiger Zuwachs an Fenstern stattfinden, 
ohne dass eine Vermehrung an Öfthungen in denjenigen 
Häusern, die von der ärmeren Klasse bewohnt sind, sehr 
wahrscheinlich ist. Der Satz: „cela dec^le l'augmentation 
-du bien-etre general et semble montrer en mfeme temps que 
-cet impöt qui eöt d'ailleurs d'un taux leger, ne pousse pas 
le contribuables ä eparguer l'air et la iumiere" scheint 
nicht nur in Widerspruch zu einer früher citierten Stelle 
zu stehen, sondern auch für Paris nach den Thatsaclien 
unbegründet zu sein. Auf dem flachen Lande hatte die 
Thür/ und Fenstersteuer wahrscheinlich wenig Einfluss auf 
die Bauart, doch in grösseren Städten, wo jedes Fenster 
14 fr, und mehr zahlt, muss sie einen beträchtlichen Ein- 
fluss ausüben. Die meisten europäischen Grossstaaten 
haben nur eine geringe Entwickelung selbständigen 
Kommunalabgabewesens, sondern grösstenteils oder im 
.ganzen werden die Mittel zur Deckung der Gemeinde 
und Landesbedürfnisse (letzteres für Österreich) erhoben 
durch Zuschläge zu den Staatssteuern. Solche Zuschläge 
schliessen sich fast immer an die direkten Steuern an. 
Oft kann man diese Zuschläge als selbständige Steuern 
betrachten, weil von den Staatssteuern blos der Massstab 
-entlehnt ist, die Steuern aber sonst für sich eine selb- 
. ständige Besteuerungsart bildeten, z. B. in Osterreich 
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werfen zeitliche steuerfreie Gebäude eine Landes- und 
Bezirks-, aber keine Staatssteuer ab. England hat kein 
Kommunalzuschlagsystem, aber in Frankreich, Preussen, 
Italien, Bayern und Holland .werden die Mittel zur Deckung 
der Provinzial- und Gemeindebedürfnisse in überwiegender 
Masse durah percentuelle Zuschläge zur Staatssteuer er- 
hoben. Früher hatten die Gemeinden wenige Bedürfnisse 
überhaupt, während der Staat schon durch Krieg u. s. w. 
grosse Bedürfnisse hatte: deshalb benutzte er alle Haupt- 
steuerquellen und verdrängte di? Kommunen aus dem 
richtigen Anteil an den Steuerquellen, weshalb die Ge- 
meinden, als ihre Bedürfnisse wuchsen, auf Zuschläge zu 
den direkten Steuern angewiesen waren: doch in einigen 
Staaten vermochten sie diese erwachsenen Bedürfnisse 
durch neue Einnahmequellen, zu bestreiten (z. B. Octroi 
in Frankreich und Italien). In Österreich wurden zur Be- 
streitung der durch die Einkünfte aus dem Stammvermögen 
nicht gedeckten Ausgaben Zuschläge zu den direkten 
Steuern erhoben. Zuschläge zu den indirekten Steuern 
sind zur Deckung der Landesbedürfnisse nur in Krain, 
Istrien , Görz, Grodiska und Dalmatien erhoben. 
Nach dem Gesetze vom 5. März 1862 sind die Landtage 
berechtigt, Zuschläge zu der iandesfürstlichen Steuer bis 
zu 10",(, derselben umzulegen und einzuheben. Höhere Zu- 
schläge oder sonstige Landesumlagen bedürfen der kaiser- 
lichen Genehmigung. Die Kompetenz der anderen 
autonomen Organe bei Festsetzung der Zuschläge ist keine 
gleichartige. Einige Bezirke können in eigenem Wirkungs- 
kreis bis zu lO^/o gehen, andere Bezirke können bis zu 
I50/0, andere bis 20'>l^, und in Tyrol können sie bis zu 50'/,, 
gehen. Darüberhinaus bedarf es entweder der Zustimmung 
des Landesausschusses oder eines Landesgesetzes, ebenso 
sind die Befugnisse des Landesausschusses in den einzelnen 
Ländern sehr verschieden, und zwar schwanken sie von 
iO — 50*/o, Wenn sie diese Procente überschreiten wollen, 
bedarf es in den betreffenden Ländern eines Landesge- 
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setzes. Die Schulbezirka-Behörden können in einigen 
Ländern Zuschläge bis zu 10"/o, in andern bis zu 20''/^ 
erheben, in andern Ländern werden diej Schulauslagen von 
der Gemeinde bestritten, in andern von dem Landesfonds. 
Der Landesgesetzgebung wurde vorbehalten, zu bestimmen, 
inwiefern die Gemeinde hierbei mit Rücksicht auf ein be- 
stimmtes Ausmass dieser Zuschläge an die Genehmigung 
der Bezirksvertretung oder des Landesausschusses oder 
an die Einwirkung eines besonderen Landesgesetzes ge- 
bunden ist. 

Nach den einzelnen Landesgesetzen steht den Ge- 
meinden das Recht zu, in eigenem Wirkungskreise Zu- 
schläge zu den direkten Steuern einzuheben und zwar in 
Böhmen und Mähren bis zu iOo,'n, in Nieder-Österreich, 
Ober-Ösierreich , Steiermark, Galizien und Schlesien bis 
zu 20'/n, in Dalmatien bis zu 1 5" /o, in Salzburg bis zu 40o/o, in 
Bukowina bis zu SO^Jq, in Tyrol bis zu ISO"'«. Wir sehen, 
dass in Österreich eine Verwirrung von Gesetzen, Ge- 
nehmigungen u, 3.,w. vorhanden ist und zwar als Folge dieser 
verschiedenartigen Procentsätze. Unter solchen Umständen ' 
ist es leicht zu begreifen, dass der Procentsatz der Zu- 
schläge in den verschiedenen Ländern für Landes- Be- 
zirks- und Gemeindebedürfnisse sehr willkürlich auferlegt 
wurde, und in Wirklichkeit schwankt er zwischen S'/o, in 
einigen und steigt bis TOOo/o in anderen (doch ist zu bemerken, 
von einer verschiedenen Steuerieistung an den Staat). 

Bis jetzt haben wir nur von Zuschlägen im allgemeinen 
gesprochen, und auch besonders von denen zur direkten 
Steuer. Jetzt werden wir uns auf Zuschläge zur Gebäude- 
steuer beschränken. Erst aber, ehe wir diese gesamten 
direkten Steuerzuschläge verlassen, werden wir einen Über- 
blick geben, um zu zeigen, in wie weit solche Zuschläge 
zwischen dem Jahre 1862 und 1890 gestiegen sind. 

Diese Zuschläge zu den direkten Steuern für Landes- 
-und Grundentlastungs-Bedürfnisse 
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betrugen im Jahre 1S62 1277023? fl. ') 

im Jahre 1890 37071712 fl. 
was eine Steigerung von 190,3«/n bedeutet. Die Zu- 
schläge zu den direkten Steuern für Bezirksbedürfnisse 
waren im Jahre 1862 2453784 fl. 

im Jahre 1890 9922505 fl. 

was einer Vermehrung von 304,4''/o gleichkommt. Von den 
Zuschlägen für Schulbezirksbedürfnisse'^) haben wir leider die 
Ziftern nur tur die Jahre 1884— IS90. Im Jahre 1884 

betrugen sie 5581613 fl. 
im Jahre 1890 „ ' „ 6693018 „ eine Steigerung- 
von 19,90/0. 

Die Zuschläge für Gemeindebedürfnisse betrugen 
im Jahre 1862 7360801 fl. 
„ „ 1890 26271575 „ 
was eine Steigerung von 250,l*/o bedeutet. Für Handels- 
kammerbedürfnisse waren Zuschläge eingehoben 

im Jahre 1862 112575 fl. 
im Jahre 1890 472491 „ d. h. sie sind um 319,7'*/o. 

■gestiegen. Die gesamte Summe der Zuschläge zu den 
direkten Steuern betrug im Jahre 1862 22697397 fl-, welche 
auferlegt waren auf eine Gesamtsteuerschuidigkeit von 
62023494 fl., sodass die Zuschläge damals 3ö,6»;o der 
direkten Steuer betrugen. Im Jahre 1890 betrugen die 
Gesamt zuschlage zu den direkten Steuern 80371301 fl. 
und die direkte Steuerschuldigkeit selbst war I0971379S fl. 
Die Zuschläge waren also im Jahre 1890 73,30/,, der direkten 
Steuern. Wenn wir die percentueile Steigerung in der 
Steuer und den Zuschlägen vergleichen, so finden wir, dass 
die direkten Steuern nur um 76,9*/(i, dagegen die Zuschläge 
zu derselben . im Durchschnitt um 250,41<'/ij gestiegen sind. 

Wenn von Steuerlast und von der Höhe des Procent- 
satzes gesprochen wird, muss immer im Auge behalten 
werden, wie die betreffende Steuer auferlegt wird, und in 

') Tab. f. des FinaiizmitiisteriumB. 
*) Es gftb keine Zuschlage für Sobul bezirk sbedürfniBse im Jahre 1862. 
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wie fern' sie ein Procentsatz ist von dem wirklichen, 
festgestellten Ertrage, oder ob sie nur ein Procent- 
satz des durchschnittlichen, mittelbar gewonnenen Ertrages 
ist. Gewöhnlich steht der letztere hinter der Wirklichkeit. 

Dasa etwas von dem Ertrag der hauszinssteuer- 
pflichtigen Gebäude der Steuerpflicht entgehen kann , ist 
fast unmöglich, da der Mietszins so leicht genau zu kon- 
trollieren ist, und in Österreich die Steuer nicht wie z. B. 
in Preussen auf einen zehnjährigen Durchs chnitts-Mietsz ins 
auferlegt ist , auch nicht wie in Frankreich eine reine 
Repartitionssteuer ist, deren Summe mit dem Zuwachs an 
neuen Häusern steigt. In Österreich wird die Steuer auf 
den jährlichen Ertrag des vorigen Jahres auferlegt und die 
Steuer triflt deswegen den fast mathematischen exakten Er- 
trag. Diese sleuertechnische Methode darf nie vergessen 
werden, wenn wir die österreichische Hauszinssteuer oder 
die Zuschläge zu derselben betrachten. Weil die Haus- 
klassensteuer nur den mittelbar gewonnenen Nutzungswert 
des Gebäudes trifft, so werden wir die beiden Arten von 
Gebäudesteuer auseinanderhalten, um einen desto klareren 
Einblick in das Verhältnis der Zuschläge zu gewinnen. 

In vielen Bezirken und Gemeinden ist der Prozent- 
satz sehr verschieden; wir können leider nur die Durch- 
schnittsbeträge angeben, da uns nicht die Daten für die 
Steuerbel astung der einzelnen Verwaltungskörper sondern 
nur die für die Länder zur VerfÖgung standen. Wie 
früher erwähnt, sind bei Veranlagung der Hauszinssteuer 
zwei Kategorien von Steuersätzen aufgestellt, wonach in 
Kategorie A. an Bruttomietszinsertrag ISo/o Abzug fQr 
Erhaltungskosten gestattet sind, und der Rest mit 26*/g*/o 
besteuert wird, während in Kategorie B. nach Abzug 
von SCfijo des Bruttomietsertrages für Unterhaltungskosten 
der Rest mit 20"/o besteuert wird (ausser in Tirol 
und Voralb erg). In Nieder oster reich betrugen die Zu- 
schläge zu der gesamten Hauszinssteuerschuldigkeit 
durchschnittlich öS"/,,, oder mit anderen Worten: von 
dem Bruttomietsertrage jedes Gebäudes sind für Öffent- 
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liehe Zwecke in Kategorie A. 36,95<'/o {22,65*/o Staatssteuer 
und 15,28o/o Zuschläge) und in Kategorie B. 32,b'^la zu 
entrichten. För den Reinertrag gelten folgende Ziffern: 
im ersteren Falle 43,5'/,) und im zweiten 32,6''/(,, 
Dieses ist aber nur ein Durchschnittsbiid, sodass in vielen 
Gemeinden eine viel grössere Steuerleistung zu ertragen 
ist, dagegen ist in anderen diese Leistung geringer. Am 
niedrigsten ist der Prozentsatz der ZuscWäge in Wien, wo 
er im Jahre 1890 42,4" /„ der Steuerschuldigkeit der Haus- 
zinssteuer betrug, oder 32,28''/o des Bruttomietsertrages. 
Die durchschnittlichen Zuschläge waren am höchsten in 
Dalmatien, wo sie 107,l*/o betrugen; die durchschnittlichen 
Zuschläge zu dieser Steuer für alle vertretenen Länder 
(ausser Triest) waren 76,8''/o der Hauszinssteuerschuldigkeit. 

Das Verhältnis der Zuschläge zu der Hausklassen- 
steuer ist ähnlich, nur ist der Prozentsatz noch höher. 
Wir lassen wieder Triest ausser Betracht, weil seine Zu- 
stände zu verschiedenartig sind, sodass es nicht mit den 
anderen Ländern verglichen werden kann. Der Prozent- 
satz der Zuschläge zu der Hausklassensteuer ist am 
niedrigsten in Oberösterreich wo die gesamten Zuschläge 
im Jahre 1890 /LS^/o der Staatshausktassensteuerschuldig- 
keit betrugen. Der höchste Prozentsatz ist wieder in Dal- 
matien, und zwar ist er 122,6''/u der Hausklassensteuer- 
schuldigkeit. Für alle Länder ausser Triest betrug der 
durchschnittliche Prozentsatz 89,6o/o, was den höchsten 
Prozentsatz an Zuschlägen zu irgend einer direkten Steuer 
darstellt. Im Jahre 1890 betrugen die gesamten direkten 
Steuern in Österreich 169713798 fl. und die gesamte 
Gebäudesteuer betrug damals 31571 624 fl, , sodass die 
letztere 28,8*/o der gesamten direkten Steuer bildeten. 

Die Gesamtzuschläge zu den direkten Steuern be- 
trugen 80371301 fl. und die Gebäudesteuerzuschlfige 
betrugen 26018072 fl. oder 32,2»/o. Dies zeigt, dass die 
Gemeinden die Gebäudesteuer mit Vorliebe heranziehen, 
um ihre Bedürfnisse zu befriedigen. 
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Von dem Jahre 1862 bis 1890 sind die Gesamtzu- 
schläge zu den verscliiedenen direkten Steuern erhöht 
worden, und zwar in folgenden Procentsätzen: 
Zu der Grundsteuer um 136,9''/o 

, „ Hauszinssteuer 501,2 ^ 

„ „ Hausklassensteuer 177,1 n 
Zur Erwerbssteuer 316,9,, 

„ Einkommtinsteuer 603,9 „ 

durchschnittlich also um 254,1 „ 

Die Gebäudesteuer ist seit dem Jahre 1862 rund um 
100*/o, dagegen die Zuschläge zu derselben um 456''/(, ge- 
stiegen. 

Interresant ist es, zu betrachten, welche Zahl von 
Gemeinden zu einem höheren Procentsatz greifen, um ihre 
Bedürfnisse durch Zuschläge zu decken. 

Im Jahre 1890 gab es 23067 Gemeinden, welche 
Zuschlage zu der Hauszinssteuer auferlegten. Unter diesen 
hatten 1117 Zuschläge von lOO«/» bis 900'>jo erhoben, 169 
Gemeinden Ober 200''jo, und in Böhmen erhob eine Ge- 
meinde Zuschläge zwischen 800 und 9000/0. In diesem 
letzteren Falle würde, wenn der Zuschlag selbst auf den 
niedrigsten Staatssteuer betrag, welcher 14"/o vom Brutto- 
mietsertrag ist, aufgeschlagen würde, der Steuerbetrag den 
gesamten Mietaerlrag übersteigen. Dies ist jedoch 
unmöglich; es muss deshalb der Zuschlag auf eine 
niedrige Basis angeschlagen werden. Es kann dies vor- 
kommen , in einer Landgemeinde, wo nur sehr wenige 
Häuser der Hauszinssteuer unterworfen sind, und die ausser- 
dem wegen zeitlicher Befreiung nur die 5"/t, Steuer zu 
entrichten haben, wo also die Zuschläge auf diese auf- 
erlegt werden. (Das ist aber sehr selten der Fall). 

25408 Gemeinden legten Zuschläge auf die Haus- 
klassensteuer auf, 1242 haben Zuschläge von lOOn/o oder 
mehr und eine Gemeinde in Böhmen 800 — 9000/0 erhoben. 
Die folgende Tabelle macht die Sache noch deutlicher. 
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Zuschlag für Gemeinde-Bedfirfnisse zur Hauszins- 
Steuer: 

Im ganzen giebt es 3U47 Gemeinden; von diesen 
haben 23067 Zuschläge für oben erwähnte Bedürfnisse auf 
die Hauszin SS teuer auferlegt und zwar: 
bis einschliesslich : 1240Gemeinden 5*/o 
3709 , 10 , 



2S98 , 


15, 


3767 , 


20, 


3535 „ 


30, 


2553 , 


40, 


1956 , 


50. 


962 , 


60 „ 


567 „ 


70 „ 


465 „ 


80 „ 


238 „ 


90 „ 


369 „ 


100,, 


460 „ 


Ober 100 bis 150»/, 


179 „ 


„ 150 „ 200,, 


130 „ 


„ 200 „ 300,, 


17 „ 


„ 300 „ 400,, 


12 „ 


„ 400 „ 500,, 


6 „ 


„ 500 „ 600,, 


2 „ 


„ 600 „ 700,, 


1 „ 


„ 700 „ 800,, 


1 „ 


„ 800 „ 900,, 


Zuschlag för Gemeinde-Bedürfnisse zur Hausklassen- 


sleuer, 25408 Gemeinden haben Zuschläge zur Hausklasaeu- 


Bteuer auferlegt und zwar; 




1336 Gemeinden bis 


5«/. 


3947 


10 „ 


3177 


15 „ 


4084 


20 „ 


3991 


30 „ 


2883 


40 „ 


2271 


50 „ 



b,GoogIc 



1070 Gemeinden bis 6O0/0 



637 


.. 70 „ 


S13 


., 80 „ 


255 


„ 90 „ 


384 


„ 100,, 


4S9 


Ober 100 bis 150»/, 


182 


„ 150 „ 200,, 


146 


„ 200 „ 300,, 


19 


„ 300 „ 400,, 


11 


„ 400 „ 500,, 


7 


„ 500 „ 600,, 


2 


„ 600 „ 700,, 


1 


„ 700 „ 800,, 


1 


„ 800 ., 900,, 



Diese Ziffern umfassen nur Zuschläge für Gemeinde- 
bedOrfnisse, die allerdings die wichtigsten sind, doch giebt 
es ausserdem, wie früher hervorgehoben, auch fQr Bezirksbe- 
dQrfnisse Zuschläge auf die Hauszinssteuer und Hausklassen- 
steuer und zwar von 5 — 60" /o, für Schulbezirksbedürfnisae 
zurHauszin3-undHau8klassensteuerZusch1ägevon5bislOOo/u, 

Für Preussen haben wir nur die Daten für das Jahr 
18S4, aber bei diesen können wir auch das Verhältnis 
zwischen Gemeindeabgaben und Zuschlägen sehen. Die 
Gebftudesteuer in Preussen ist auf den Bruttomietsertrag 
zu und zwar auf den von Wohngebäuden angelegt 40/0 und 
auf den von Fabrikgebäuden zu 2f/n. Die gesamten Ge- 
meindeausgaben Preussens betrugen im Jahre 1884 171?14985 
M. Von dieser Summe waren durch Zuschlage zur direkten 
Steuer aufgebracht und zwar 

Zur Grundsteuer 19,925,934 Mark 

„ Gebäudesteuer 12,780,451 „ 

„ ' Klassen- und klassificirten 

Einkommensteuer 2,569,689 „ 

zusammen 115,350,110 Mark 
oder von der gesamten Summe der GemeindebedQrf- 
nisse waren 67,7"/o durch Zuschläge zu der direkten Steuer 
gedeckt. 
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Unter diesen bildeten die Zuschläge zur Gebäude- 
steuer nur ll"|o gegen 32,6i'/n in Österreich, dabei beträgt 
die Gebäudesteuer in Preussen rund 20'/o der gesamten 
Steuern, während sie in Österreich 28,8o/o ist. Es darf 
nicht vergessen werden, dass unter diesen Zuschlägen die 
_ eigentliche Mietsteuer von Preussen (Zinskreuzer in Öster- 
reich) einbegriffen ist. 

Das Zuschlagsystem ist in Frankreich sehr verbreitet 
und spielt die Hauptrolle in der zur Deckung der Bedürf- 
nisse der Departements und Gemeinden notwendigen Ein- 
nahmen. Leroy-Beaulieu zeigt (S. d. F. Bd. I, Seite 71?) 
wie die Zuschläge „Centimes additionels" sich erhöht haben 
in den Jahren 183S bis 1885 und zwar sind die gesamten 
direkten Staatssteuem während dieser Zeit um W/o ge- 
stiegen, dagegen die Departementszuschläge um IW^/o und 
die Gemeinde zuschlage um 430"/,). Die GesamtgemeJnde- 
(Communal) auch Landes- (Departemental) Steuern für das 
Jahr 1888 betrugen 371356371 francs. 

Um einen klaren Begriff von den Gebäudesteuer- 
zuschlägen in Frankreich zu erhalten, muss erst hervor- 
gehoben werden, dass es dort eigentlich zwei Methoden 
giebt, die Gebäudeertragsquellen zu treffen, die eine die 
der sogenannten „les impots sur les Constructions" oder 
„Propri6t6 bätie", welche ein Zweig der Grundsteuer ist, 
die zweite ist die der Thür- und Fenstersteuem , welche 
man als Ertragssteuer betrachten kann.') Die erste lieferte 
im Jahre 1885 60409042 tr.*) 

die zweite 106913100 ,. 

oder zusammen 167322142 fr. 

■) Siehe Wagner, FioanzvigaeDSchaft Bd. 3, S. 463. 

') Leroy-Beaulien, S. d. F. Bd. I , S. 324. Auf eine Kritik derselben 
wollen wir uns hier nicht weitläufig eiola^sen , sondern nur einige 
Worte eines Franzosen über sie unfilhren. Leroy-Beaulieu sagt 
L'inpoC de repartition n'etait jamais gn'un exp^dieot coDtraire it 
l'äquite et nnieible en meme tenips anx int^rets du Tresor. Par la 
loi da 21 arril 1833 od retablit, pour la contribution dea portes et 
fenettes, comiDe pour Timpot personnel, le Systeme Ticienx de re- 
partition. 
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was 76,5*/o der gesamten Gebäudesteuer ausmacht. Fest- 
zustellen, um wieviel die Gebäudesteuem seit 1S62 sich ver- 
mehrt haben, wie wir es für Österreich thun konnten, ist 
nicht möglich, weil früher in Frankreich die Grundgebäude- 
steuer, „propri6t6 bätie", von der Grundsteuer* nicht ge- 
trennt war; erst seit 1883 ist ein Unterschied gemacht, 
aber dieser Unterschied ist mehr von formeller als prin- 
zipieller Bedeutung, da kein anderes als das bisher geltende 
Veranlagungs- und Einschätzungsverfahren eingeführt 
worden ist. So sind nur für die Thür- und Fenstersteuern 
die Daten vorhanden. Diese Steuer ist um 46,8o/o erhöht 
worden zwischen den Jahren 1857 und 1885, dagegen 
sind die Zuschläge zu derselben um 228'>/o erhöht. Von 
vornherein war es selbstverständlich , dass der Betrag der 
Staatssteuer nicht sehr erhöht wurde, weil sie eine Repar- 
titionssteuer ist. Nur im Jahre 1831 wurde sie wirklich 
erhöht, da man sie damals in eine Quotitäts-Steuer um- 
wandeln wollte; als sie im Jahre 1832 zu einer Repar- 
titionssteuer zurUckgewandelt wurde, setzte man sie an- 
statt des trQheren Contingentes von 13 MiUionen auf 
ungefähr zweimal so viel oder 22 Millionen frcs fest. Ausser- 
dem bestimmte das Gesetz vom 17. August 1835, dass 
beim Bau neuer Häuser das Conti ngent dem entsprechend 
erhöht werden sollte. Wir erlauben uns, in ein paar 
Worten das italienische System der Gebäudesteuer zu er- 
klären, ehe wir die Zuschläge- Angaben vorbringen. In 
Italien besteht eine Gebäudeertragssteuer, veranlagt nach 
dem reinen Ertrag, welcher sich bei wirklicher Vermietung 
eines Gebäudes ergiebt , oder welcher festgestellt ist 
zur Vergleichung mit Gebäuden, die wirklich vermietet 
sind. Von dem Bruttomietszins wird ein Viertel fllr 
Wohngebäude und ein Drittel für Fabrikgebäude für 
Erhaltungskosten in Abzug gebracht. Die der Land- 
wirtschaft dienenden Gebäude sind nicht der Gebäudesteuer 
unterworfen. Vom Reinertrag erhebt der Staat 16,25*'/o 
und die Provinzen und Gemeinden zusammen einen fast 
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gleichen Prozentsatz, oder Staatssteuer und Zuschläge be- 
tragen zusammen 32,45<*/o des Reinertrages. 

Die Staatsgebäudesteuer betrug im Jahre 1889: 

70185256 lire ') und die Zuschläge für Landes- und 
Gemeindebedürfnisse zusammen 69069204 lire. Die 
Kommunalsteuern sind um ?9,2*/o erhöht worden, in den 
Jahren 1871 — 1889 aber die Grund- und Gebäudesteuer- 
zuschläge nur um 51, 49''/o. Die Gemeinden haben immer 
mehr und mehr andere Objekte direkten Gemeindesteuern 
unterzogen, anstatt wie in Österreich alle erwachsenen 
Bedürfnisse durch Zuschläge zu decken. Die Staats- 
gebäudesteuer betrug im Jahre 1889 l?"/© der direkten 
Abgaben in Italien. 

Die Mietssteuer ist eine Wohnungs-Aufwand- oder 
Einkommensteuer wie man sie nennen mag, doch in den 
meisten Fällen der Praxis trifft sie das Einkommen des 
Mieters, 

In Österreich kommt sie unter dem Namen „Zins- 
kreuzer" vor, welcher vom Hauseigentümer selbst zu der- 
selben Zeit wie die Gebäudesteuer bezahlt wird, jedoch 
mit der Voraussetzung oder wenigstens dem Recht, dass 
er sich ihn wieder vom Mieter ersetzen lässt. Die Miet- 
steuer ist in Österreich und Preussen eine Gemeindesteuer. 
In Österreich besonders schöpfen die meisten grösseren 
Gemeinden ihre Einkünfte, welche sie nicht von Zuschlägeri 
beziehen, aus der Mietsteuer oder dem Zinskreuzer. In 
Preussen wird sie nur in wenigen Gemeinden angewandt, 
gerade für die Stadt Berlin aber ist sie eine bedeutende Ein- 
nahmequelle. Italien hat keine Mietssteuer, in Frankreich 
ist sie keine Gemeinde-, sondern hauptsächlich Staatsteuer 
und bildet einen Teil der sog. „Personel et Mobilifere-" 
Steuer , welche, eine Repartitionssteuer ist , Paris hat eine 
wirkliche Mieissteuer. Diese „Mobilifere"-Steuer ist in ihrer 
Veranlagung eigenartig, sodass wir uns erlauben, einige 



>} Siebe Anaurio Statistico ItalJaoo 1888— 18»0. Seite 6675. 

D,g,t7cdb/GOOgIC 



^ 65 — 

Worte darüber zu sprechen. Für jede Gemeinde ist das 
Contingent vorgeschrieben. Die Gemeinden legen auf jeden 
Bürger eine „personelle" Steuer, deren Höhe bestimmt ist 
durch die Summe der Löhne von drei Arbeitstagen. Jeder 
Gemeinde steht frei , den Tagelobn auf 50 Centimes bis 
1,50 Frs. zu berechnen. Diese ganze so erhobene Summe 
wird von dem durch den Staat auferlegten Contingent in 
Abzug gebracht. Der Rest wird dann als „Mobiliöre"- 
Steuer unter die Bürger verteilt, je nach Massgabe 
des Einkommens, welches nach der Höhe der gezahlten 
Miete eingeschätzt wird. Diese Steuer betrug in Frank- 
reich im Jahre 1885 an Staatssteuer und Zuschlägen 
zusammen 120 Millionen Francs'). In Preussen ausser 
Berlin wird, wie vorher gesagt, wenig Gebrauch von der 
Mietssteuer gemacht. Im ganzen erheben nur 5 Städte 
eine Mietssteuer, welche im Jahre 1883/4 sich auf 11652512 
Mark belief, von welcher Summe in Berlin allein 10368319 
M. erhoben wurden. Sie bildete dort 200/^ der gesamten 
Stadtabgaben oder Einnahmen. Die Mieten waren im 
Jahre 1890/91 in folgende Stufen eingereiht. Mietbeträge 
unter 200 Mark waren frei. Miete von 200-400 M. 
zahlten 2o'o an Steuer pro Jahr, 
von 401 - 600 M. 3% 

„ 601-800 „ 4„ 

„ 801 — 1000,, 5„ 

„ 1001 M. und darüber t^l^'jo. 
Die Höhe des Zinskreuzers in den verschiedenen Ge- 
meinden Österreichs schwankt zwischen 1 und 10"/^. In 
Wien betrug im Jahre 1890 die gesamte Mietszinsbelastung 
10,75*/o, und zwar für GemeindebedOrfnisse 9,25''/u, für 
Militäreinquartirung , Hauskanairegulirung u. s. w. l,5"/o. 
Die gesamte Summe war 7324713 fl.»). Einige öster- 
reichische Städte haben einen abgestuften ,Zinskreuzer' 

'} Sciences des Financee Bd. L S. 379. 
') Tab. b. des FiDanzmiaiBteriams, 
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ftlr Gemeinde bedürfnisse; z. B. in Linz werden für eine Miete 
von 80—100 fl. gezahlt 20/0 
„ 101 - 160 „ „ 4 „ 

„ 161—200 „ ., 6„ 

„ 200 Fl. aufwärts 7»/o. 

In Laibach wurden die Mieten in zwei Stufen einge- 
reiht, und zwar Mieten von 20— 100 fl. zahlten 20/0, über 
100 fl. 4"/o. In Prag Miete von 100—300 fl. zahlen 4n/o, 
Über 300 fl. aufwärts fio/o- 

In Leaiberg waren von einem Mietszinse bis 300 fl. 
3Vo zu zahlen, für 300-600 fl. i«!^ für 600—3000 fl. S-^ju, 
von 3000 fl. aufwärts lO»/«. 

In manchen Besteueningasystemen sind Worte gebraucht, 
die wenig Bedeutung haben, oder besser gesagt : Nach den 
Ausdrücken der Steuer erhält man hier eine falsche Vor- 
stellung von dem Steuerträger. Es giebt in Wirklichkeit nur 
zwei Veranlagungsprincipien, entweder ein objektives oder 
subjektives. In ersterem Falle fragt man nur „woher" 
kommt dieser Ertrag, „wohin" geht er? Im zweiten Falle 
braucht der Steuer begierige zu fragen: „Woher?" und 
auch „Wohin?''. Bei der Veranlagung der Objektivsteuer 
versucht man den Strom des Ertrages zu treffen, wenn er 
aus der Quelle herausfliesst, in der Subjektivsteuer, wenn er 
in einem Teiche gefangen ist. Nur Einkommen im 
weitesten Sinne des Wortes kann der Steuer unterliegen. 
Alle Steuern, ob sie auf Verbrauchsgegenständen, auf Er- 
tragsquellen oder sonstigen Äusserungen der Einnahmen 
oder des Aufwandes beruhen, treffen entweder direkt oder 
indirekt das Einkommen. 

Wenn das Einkommen getroffen werden soll durch 
eine Aufwandsteuer, dann sollten solche Verbrauchsobjekte 
ausgewählt werden, welche mehr Genussartikel sind, nicht 
Zwangsartikel, d, h. Gegenstände, welche jeder zu ver- 
brauchen gezwungenistund ausserdem in einem ziemlich genau 
festgestellten Maasse. Eine Wohnung besitzt beide von 
diesen Eigenschaften. Jeder muss nicht nur eine Wohnung 
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haben, sondern die Grösse der Wohnung sollte auch derSteuer 
der Familie entsprechen. Es giebt kaum einen Verbrauchs- 
gegeostand, wo der kleine Mann so schwer sich beschränken 
kann, als in seiner Wohnung. Wiederum sollte eine Auf- 
wandsteuer nur steigen je nach der Quantität des ver- 
brauchten Gegenstandes. Der Steuerfuss sollte festbleiben 
bis er gesetzlich geändert ist. In rasch wachsenden Orten 
steigt die Miete und dabei die Mietssteuer mit gleich 
wachsendem Steuerfuss, sodass man in zwei Richtungen 
mehr belästigt wird; erst ist, wie bei allen Verbrauchs- 
steuern, bei Mehrgebrauch desto mehr an Steuer zu zahlen, 
und zweitens muss je mehr die Miete steigt, desto mehr 
an Steuer geleistet werden. Z. B. wenn die Miete eines 
Steuerpflichtigen um 300 fl. erhöht wird, so muss er nicht 
nur die 300 il. mehr an Miete zahlen, sondern auch 
ausserdem noch 30 fl. mehr an Steuer, trotzdem hat er 
zur Befriedigung seiner Bedürfnisse genau die- 
selbe Quantität an Mitteln wie vorher. In den 
Städten, in welchen eine Mietssteuer vorkommt, ist fast 
ohne Ausnahme eine beträchtliche Steigerung der Miete 
vorhanden. In Österreich ist keine Miete von der Steuer 
befreit, wie in Berlin und Paris. Wenn die Miete bis zu 
einer bestimmten Höhe von der Steuer befreit wird, so 
sollte der niedrigste Prozentsatz der Steuer sehr gering 
sein und nur allmählig und in vielen Stufen steigen. In 
Paris ist jede Miete bis zu 500 Frs. von Steuer befreit. 
Die Tarife sind progressiv und zwar; 

500—599 Frs. Miete 6'/,"/« Steuern 

600-699 „ 7'/»,, 

700-799 „ 8i/a„ 

800-899 „ 91/8 „ 

900 Frs. Miete und aufwärts 10,050/0 Steuern. 

Diese ganze Steuer betrug in Paris im Jahre 1883 

2550500 Frs. Diese Begünstigung ist im Interesse der 

ärmeren Klassen getroffen. Der Erfolg wird sein, dass 

alle, die etwa über 500 Frs. für ihre Wohnung gezahlt 
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haben, jetzt für Auferlegung der Steuer ihre Wohnverhält- 
nisse etwas beschränken , sodass sie die Mietsteuer ver- 
meiden können. Die Folge davon ist, dass die Nachfrage 
nach jener Klasse von Wohnungen unter 500 Frs- Miete 
sehr steigen wird, und mit dieser vermehrten Nachfrage 
werden die Mietspreise solcher Wohnungen in die Höhe 
getrieben, sodass wahrscheinlich der arme Mann ebenso- 
viel für seine Wohnung zahlen muss, als wenn er seine 
frühere Miete und die darauf erlegte Steuer bezahlt hätte. 
Die Mietbefreiung hat deshalb weder für den Staat 
noch für den Mieter einen Nutzen, sondern nur für 
den Vermieter. Besonders nach den grossen Städten 
strömen die arbeitenden Klassen, nicht nur um dort zu 
arbeiten, sondern auch um dort zu wohnen, und deshalb 
wird gerade für die kleinsten Wohnungen die stärkste 
Nachfrage sein, wie Knies wohl gesagt hat. Man em- 
pfindet es um so härter, dass Neubauten, welche wirklich 
bewerkstelligt worden sind, nicht einmal das Ergebnis 
gehabt haben, den Mittelklassen mittlerer und unterer 
Schichten Hilfe zu bringen. Wer auch baut, für ihre 
Wohnungsbedürfnisse baut er nicht'). 

Es wird vielleicht gesagt werden , dass wenn die 
Nachfrage nach kleineren und wohlfeileren Wohnungen 
stürker wird, dann das Kapital solche Anlagung suchen 
wird. Dies mag theoretisch richtig scheinen, doch in der 
Praxis finden wir, dass die Kapifalisten nicht geneigt sind 
ihr Kapital in ärmeren Wohnungen zu investieren. In Berlin 
z.B. haben sich vom ersten Quartal 1883 bis zum ersten 
Quartal 1888 die Wohnungen der untersten Klassen bis zu 
150 M. Mietwert um mehr als ein Viertel (25,59''/ü) ver- 
mindert, während in demselben Zeitraum die Zahl der 
Wohnungen überhaupt um 1 7, 19»/o gestiegen ist*). Und dies 
lag nicht daran, dass die Nachfrage nach solchen Wohnungen 

') TUb. ZeitBchrift 1859. 8. 88. 

-j Städtisches Jahrbuch der Stadt Berlin XIV. Jahrg. S. 189. 
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sich hätte vermindert, denn während derselben Zeit hat 
die Zahl der Personen, welche von der Einkommensteuer 
wegen einesEinkommens von unter 420 M. befreit waren zuge- 
nommen von 191433 im Jahre 1883 bis auf 217054 im 
Jahre 1888 oder um 13,9<>;o. Eine Begünstigung durch 
Befreiung von irgend einer Steuer ist aus Steuer-Principien 
verwerllich, doch aus steuertechnischen Gründen vielleicht 
in einigen Fällen notwendig. Besonders verwerflich ist, 
wie es in Paris der Fall ist, eine Linie zu machen und zu 
sagen, „Oben musa man 6^ ji°jo Steuern zahlen, unten ist man 
steuerfrei." Wenn der Staat seinen Zauberstab ausstreckt und 
sagt, alle auf der rechten Seite sind von der Steuerlast 
befreit, so wird die Folge sein, dass alle Steuerpflichtigen 
sich auf jene Seite drängen und diese vermehrte Nachfrage 
nach Plätzen auf der begünstigten Seite wird die Preise 
derselben erhöhen, sodass die Besitzer solcher Plätze den 
Gewinn von dieser Begünstigung in ihre Taschen stecken. 
In Österreich ist allerdings das Princip, dass alle 
Mieten mit dem gleichen Steuerfuss belastet werden, kaum 
aufrecht zu erhalten, weil es ßberall anerkannt ist, dass 
der Mann mit einem kleinen Einkommen davon verhältnis- 
mässig viel mehr für seine Wohnung ausgiebt als sein 
reicher Nachbar'). Wie wir früher gesagt haben, sollte 
die Abstufung mit einem sehr niedrigen Steuerfuss anfangen 
und dann durch sehr kleine Unterschiede im Steuerfusse 
steigen *). 

■) Siebe C. Bruch, Berliner stadt. Jahrbuch III. Jahr^, S. 10 ff., auch 
Engel, Ei seil acher VcrBaininlung 1872. 

°) M. Leroj-Beaulieu sagt: B. I. ScicnceE des FiuaiizeB S. 377: 

C'est nae habitude nssez repandne dans Ics graudes TiUes d'ezeiuplcr 
de l'impAC mobilier les petites loycra, k Paris, par eiemple, ceux 
au^deasouB de 400 Franca matricielle, 500 FrcB. de valeur rede. 
On justifte cette exemptioa en disant qn'elle est pour les petita 
contribuables une compenBation k la surcbargo qu'ils gprouvent da 
chef des impols indirectes. L'impöt direct sur les lojeis etant 
Tun des plus faciles n ^tablir'Ct läcoavrer, il serait, pr^ferable de 
a'accorder aucane exemption complette. 
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Zunächst ist die Frage zu betrachten, wen die Steuer 
trifft. Lorenz von Stein spricht nur von SteuerQber- 
wälzung im allgemeinen >). 

Wagner meint : „Die Fortwälzung der Gebäude- 
steuer auf den Mieter wird gelingen bei einer das Angebot 
und dessen etwaige Vermehrung durch Neubauten, 2<^. 
noch abersteigenden Nachfrage nach Wohnungen ..." z. B. 
in grossen Städten in der Zeit aufsteigender volkswirt- 
schaftlicher Conjunctur Oberhaupt'), Niemand zweifelt, dass 
die Gebäudeateuer ein Teil des Mietszinses bildet, aber die 
Frage ist die: „Wird der Mietszins direkt erhöht durch den 
Einfiuss der auferlegten GebJludesteuer und in gleichem 
MaasseP Wie wir oben erwähnt haben, sind Baustellen in 
grossen Städten in der Zeit aussteigender volkswirtschaft- 
licher Conjunctur**, Monopole, deren Preise bestimmt sind 
durch die Höhe der Miete, deren Höhe wieder bestimmt 
ist durch die Nachfrage nach, Wohnungen. Die Höhe der 
Miete wird nicht durch den Producenten sondern durch 
die konkurrierende Nachfrage der Consumenten bestimmt. 
Je grösser die Nachfrage nach Wohnungen und Läden, 
destomehr steigt die Miete, fortwährend steigt sie, und 
gleichgiltig ob es eine grosse, kleine oder gar keine 
Gebäudesteuer in der betreffenden Stadt giebt. 

Alle Häuser und Läden konkurrieren nicht mit allen, 
nur Wohnungen und Läden, die ihrer Natur nach mit andern 
in eine gleichartige Klasse eingereiht sind, konkurrieren 
mit einander. Z. B. ein Laden in Herrnais in Wien kann 
nicht mit einem Laden am Graben in Miete konkurrieren. 
Wir können diese Klassen nach Buchstaben nennen ABC 
u, s. w, bis Z. Natürlich ist die Grenze zwischen den 
Klassen nie genau fest bestimmbar; in welche Klasse ein 
Gebäude gehört, wird durch seine Lage und Bauart bestimmt. 
In der Klasse A giebt es sehr wenige Häuser überhaupt. 
Nur in so weit, als der monopolistische Charakter in den 

■; P. W. 5. Auflage Bd. IL I. S. 654. 

*) SohOoebergs Haadbuch UL Aufl. 13 d. 3, 3. 2&1. 
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einzelnen Klassen überwiegt , ist die Steuer nicht über- 
wälzbar. Wo die Grenze ist, wird durch mehrere Ele- 
mente bestimmt , wie z. B. Grösse der Stadt , Art des 
Strassen bau es, rasches Emporwachsen u. s. w. Warum 
ist die Steuer nicht überwälzbar ? Weil bei einem Monopol 
mit Preis vorausgesetzt ist, dass die Inhaber der be- 
treffenden Monopotiäden oder Wohnungen ihre Häuser zu 
den höchstmöglichsten Preisen vermietet haben, dass, wenn 
sie mehr verlangten, die Nachfrage sich so verkleinert 
hatte, sodass diese Besitzer des Monopols einen kleinen 
Reinmietsertrag bekommen hatten. Wenn deshalb eine 
Gebäudesteuer auferlegt wird, können sie nicht die Miete 
erhöhen, weil sie dann einen kleinen Reingewinn erzielen. 

Sonach glauben wir annehmen zu dürfen, dass in den 
meisten Fällen in raach emporwachsenden Städten die Be* 
sitzer von Häusern in den Hauptverkehrspunkten eine 
massige Steuer, wie z. B, in Preusaen von 2"/^ resp. i^jo 
nicht fiberwälzen können. 

Wenn wir noch einmal einen Blick auf die behandel- 
ten Arten der Gebäudesteuer zurückwerfen, so wird uns 
ein Satz als der Grundton aller Kritik erscheinen: 

Grosse Ungleichheit der Steuerlast muss immer 
entstehen, wenn ein Staat mehr Gewicht legt auf die 
Sicherheit der Erhebung, als auf die Gerechtigkeit 
in der Auflegung der Steuern. 

Durch solche Missstände würde das Volksgefühl aufs 
tiefste verletzt und würden Samen gesäet, deren Frucht 
das Leben des Staates bedrohen. 
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Vita. 



Natus sum Johannes Quintius Adams a. d. XV^I. 
Cal. Febr. d. h. s. LVII Harresville, in pago Novi Eboraci, 
civitatis Americae ad septentrionem spectantis, patre Carolo, ■ 
qui tum officinae aerariorum praeerat, matre Letitia e gente 
Macnikoll. Patretn iam pridem mortuum doleo, Fidei 
addictus sum evangelicae. Rudimentis litterarum in pago 
patrio imbutus per unum annum ludi magistrorum seminarium 
urbis in civitate Illinois sitae adii, cui nomen Mount Morris 
est. 

Quo anno peracto cum per duo annos ludi magister 
tuissem, ab anno 1878 ad annum 1880 Gymnasium Wheaton 
College quod vocatur, frequentavi, Atque postquam iterum 
per duo annos magister ludi fui, deinde per quinque annos 
ludo litterarum civico praefui , anno 1887 civibus almae 
Universitatis North Western, quae nominatur, adscriplus et 
duobus annis post gradum baccalaurei adeptus sum. 

Ac non multo post in Germaniam profeclus per duo 
semestria Ilalae Saxonum, per singula semestria et Lutetiae 
Parisiorum et Vindobonae in studia philosophica , imprimis 
oeconomipolitica diligentissime incubui. Unde Octobri anni 
1891 Berolinum migravi neque studia illa intermisi. Audivi 
autem viros clarissimos: Commingsf. professorem Uni- 
versitatis North Western, quae vocatur; Conrad, Droysen^ 
Erdmann, Friedberg, Haym, Kirchhof, Lindner, 
Löning. Hallenses; Dubois, Leroy-Beaulieu,Levasseur. 
Marion, Sorel, Sturm, Parisios; Mengjer, de Mias- 
k o w s k i, Vindobonenses ;deGneist, Paulsen, Schmoller, 
de Treitschke, Wagner, Berolinenses. 

Quibus viris omnibus de me meritis gratias ago quam 
maximas , imprimis autem praeceptoribus doctissimis et 
carissimis Commings et Conrad propter summam in me 
humanitatem et amicissima consilia. 
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